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Wie viel Gleichheit braucht die Vielfalt? 
In: Michael Rosecker/Bernhard Müller(Hrsg.) (2007): Gleichheit. Fragen der Identität, Ähnlichkeit, 

Vielfalt und Differenz. Verein Alltag Verlag. Wiener Neustadt.  

Katrin Wladasch 

 

„Vor dem Gesetz sind alle Staatsbürger gleich“ 

 

Der so genannte Gleichheitssatz ist der Kern unserer Verfassung und damit der Kern unseres 

Rechtssystems. Nur auf Basis der Annahme, dass alle vor dem Gesetz gleich sind, ist eine 

Ausübung der anderen staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten überhaupt möglich. 

 

Aber wer sind diese „alle“ und was bedeutet „gleich“? 

 

Alle, das waren im Sinne des Staatsgrundgesetzes, das Teil unserer Verfassung ist und in dem 

dieser Gleichheitssatz enthalten ist, alle österreichischen StaatsbürgerInnen, ursprünglich 

sogar nur alle männlichen österreichischen Staatsbürger. Der Verfassungsgerichtshof hat dann 

seine Rechtssprechung dahingehen entwickelt, dass dies einerseits eine Gleichbehandlung 

aller österreichischen StaatsbürgerInnen bedeutet und andererseits aber auch eine 

Gleichbehandlung aller nichtösterreichischen StaatsbürgerInnen.  

 

Und dann kamen irgendwann EU-BürgerInnen dazu, die aufgrund der europäischen 

Rechtsvorgaben in allen Rechtsbereichen Staatsangehörigen der Nationalstaaten gleichgestellt 

werden müssen. Die „anderen“, das sind mittlerweile nur mehr die so genannten 

Drittstaatsangehörigen – aber wie „anders“ und nicht „gleich“ dürfen die behandelt werden, 

und wer ist überhaupt verpflichtet andere „gleich“ zu behandeln? 

 

Über all das gibt die Verfassung keine Auskunft. 

 

Seit Juni 2004 ist in Österreich eine Novelle zum Gleichbehandlungsgesetz in Kraft, die ganz 

generell Gleichbehandlung von Personen unabhängig von ihrer ethnischen Herkunft oder 

Hautfarbe, ihrer Religion oder Weltanschauung, ihrer sexuellen Orientierung, ihres Alters, 

einer Behinderung oder ihres Geschlechts vorschreibt. 

 

Aber reicht für das Herstellen von echter „Gleichheit“ überhaupt „gleiche“ Behandlung? 

 

Oder brauchen wir dafür nicht eher Ungleichbehandlung – auf dem Weg zur 

Chancengleichheit, die dann erst die Basis sein kann für eine gleiche Ausübung der Rechte 

und Pflichten, die eine Gesellschaft bietet. Und dann – aber wirklich erst dann – kann ich mit 

der Gleichbehandlung anfangen. 

 

Diese Gedankenkette ist der Ausgangspunkt echter Anti-Diskriminierungsarbeit, die 

Gleichbehandlung von Gleichen und differenzierte Ungleichbehandlung auf der anderen Seite 

verlangt. Grundvoraussetzung dafür ist es allerdings sich damit auseinanderzusetzen, welche 

strukturellen Ungleichheiten es in Gesellschaften gibt, welche Gruppen benachteiligt sind und 

warum und welche Möglichkeiten es gibt Chancengleichheit herzustellen. 

 

Identität als Ansatzpunkt für eine Auseinandersetzung mit gesellschaftlicher Vielfalt 

 

Wenn dies nicht in einer Sackgasse münden soll, in der Erkenntnis, dass es ein „Wir und die 

anderen“ gibt, Gruppen, die sich in allen Lebensbereichen und in ihren Eigenschaften 

unterscheiden, dann ist dafür eine Auseinandersetzung mit der eigenen Identität 

Grundvoraussetzung. Nur wenn Klarheit darüber besteht, was die eigene Persönlichkeit 

ausmacht, wie vielfältig die Hintergründe der eigenen Identität sind, kann dem „Anderen“ auf 
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gleicher Ebene begegnet werden. Und dann wird sehr schnell klar, dass Identitäten und das 

„Anderssein“ nicht auf die andere ethnische Herkunft oder Nationalität reduziert werden 

können, sondern dass auch das Andere sehr vielfältig ist und sich sehr unterschiedliche 

Identitäten dahinter verstecken. 

 

Die TürkInnen und die ÖsterreicherInnen gibt es nicht, es gibt auch die türkischen Männer 

und die österreichischen Frauen, es gibt die türkischen GroßstädterInnen und die 

österreichischen Bauern, es gibt die tiefgläubigen katholischen ÖsterreicherInnen und die 

säkularen TürkInnen, die alle nicht gleich sind, die auch innerhalb ihrer nationalen Gruppen 

unterschiedlich sind. 

 

Und es gibt persische AkademikerInnen und österreichische AkademikerInnen, die “gleicher” 

sein können als ein österreichischer Bauarbeiter und ein österreichischer 

Universitätsprofessor. 

 

Persönliche Identität ist geprägt von vielen unterschiedlichen Hintergründen und 

Gruppenzugehörigkeiten, die etwas mit Herkunft, mit Religion, mit Hautfarbe, mit 

Geschlecht, mit sexueller Orientierung, mit Bildung, mit sozialer Herkunft, mit Berufswahl, 

mit einer etwaigen Behinderung, mit Alter, mit familiärem Status, mit Aussehen und vielem 

mehr zu tun haben können. Diese Gruppenzugehörigkeiten prägen unsere Stellung in der 

Gesellschaft, unsere Chancen und Möglichkeiten, je nachdem, in welcher Gesellschaft wir 

uns befinden. Denn bestimmte Gruppenzugehörigkeiten machen uns „gleicher“ oder weniger 

„gleich“ als andere. In der österreichischen Gesellschaft wird anderes als „gleich“ angesehen 

als in einer arabischen Gesellschaft. Die Parameter dafür sind abhängig von geschichtlichen 

Entwicklungen, von den typischen Gruppenzugehörigkeiten der Mehrheitsgesellschaft, aber 

auch von gesellschaftlichen Machtkonstellationen, all dies prägt nämlich, was als „Norm“ 

angesehen wird. 

 

So ist die österreichische Norm geschichtlich geprägt durch die Grundannahme einer 

christlichen Ausrichtung der österreichischen Gesellschaft. Die österreichische 

Mehrheitsgesellschaft wird als weiß, katholisch, heterosexuell, verheiratet, deutschsprachig 

etc. wahrgenommen. Im Sinne einer gesellschaftlichen Norm ist sie auch eher männlich als 

weiblich, insofern als Teile der Gesellschaft, insbesondere der Arbeitsmarkt, nach wie vor 

darauf ausgerichtet sind. Hier spiegelt sich der oben genannte Machtaspekt wider.  

 

In Asien oder in Afrika schaut die Norm, an der sich Gleichheit und Ungleichheit orientieren, 

ganz anders aus.  

 

Eine Reflexion über die eigene Identität, über die Anteile, die die eigene Persönlichkeit 

prägen, ist eine wichtige Voraussetzung dafür, andere in ihrem „Anderssein“ ebenfalls als 

vielfältige Persönlichkeiten wahrzunehmen – und nicht reduziert auf eine Facette ihres 

„anders“ seins. 

 

Die Wahrnehmung des „Anderen“ 

 

Das „Andere“ wird je nach eigener Identität unterschiedlich wahrgenommen. Wir alle haben 

unsere persönliche Brille, durch die hinweg wir eine andere Person so wahrnehmen, wie nur 

wir sie wahrnehmen können, geprägt durch unsere Persönlichkeitsanteile und durch 

bestimmte Erwartungshaltungen bestimmten „Andersartigkeiten“ gegenüber. Und auch hier 

gibt es natürlich eine gewisse gesellschaftlich normierte Brillenfassung. Wer durch diese 

Normbrille hindurch „anders“ wahrgenommen wird, der oder die ist nicht gleich.  

 

Entscheidend ist dabei, mit welchen Wertungen das Anderssein verknüpft wird und ob 

Personen, die als anders qualifiziert werden, die Chance haben auch andere Facetten ihrer 
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Persönlichkeit zu präsentieren oder nicht. Entscheidend ist also, wie der Umgang mit 

gesellschaftlich geprägten und individuellen Vorurteilen, gepflegt wird.  

 

Denn nicht die Tatsache, dass wir aufgrund von Lebenserfahrung oder medialer 

Einflussnahme bestimmte Persönlichkeitsmerkmale mit bestimmten Bildern verknüpfen, ist 

problematisch. Entscheidend ist, wie wir mit diesen Bildern umgehen, ob wir die Personen, 

denen wir diese Bilder zuschreiben auf ebendiese reduzieren und ob wir daran Handlungen 

anknüpfen. 

 

Diskriminierungen als Folge von Ungleichheit 

 

Diskriminierung bedeutet ursprünglich eigentlich ganz einfach nur, eine Unterscheidung zu 

treffen, der Bedeutungsgehalt des Wortes hat sich allerdings ganz eindeutig hin zu einer rein 

negativen Anwendung entwickelt.  

 

Als Diskriminierung wird eine Benachteiligung, Ausgrenzung bzw. ungerechtfertigte 

Ungleichbehandlung einer Person oder einer Personengruppe aus Gründen ihrer 

Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe bezeichnet. Das heißt einerseits, dass nicht jede 

Ungleichbehandlung automatisch eine Diskriminierung ist, heißt aber auch, dass 

undifferenzierte Gleichbehandlung diskriminierend sein kann. 

 

Wenn sich eine Kopftuch tragende Frau oder ein Turban tragender Mann bei einem 

Unternehmen bewerben, das ihre Bewerbung mit der Begründung ablehnt, das Personal trage 

eine einheitliche Uniform, die nicht kompatibel mit Kopftuch oder Turban sei, dann werden 

diese gleich behandelt wie andere, die zum Tragen der Uniform verpflichtet werden, so sie 

den Job wollen. Es handelt sich um auf den ersten Blick neutrale Kriterien, die für alle gelten. 

Sind sie aber nicht, weil diese Kriterien Personen, die aufgrund ihrer religiösen Zugehörigkeit 

zum Tragen von Kopftuch oder Turban verpflichtet sind, ausschließen. Um 

diskriminierungsfrei vorzugehen und damit wirklich gleich zu behandeln, könnte das 

Unternehmen darüber nachdenken, wie die religiösen Kleidungsstücke in die Uniform 

integriert werden könnten. Der rechtliche Terminus für diese Form der Benachteiligung ist 

der der indirekten oder mittelbaren Diskriminierung. 

 

Andere Beispiele sind Zugangsmöglichkeiten zu Gebäuden, die für alle gleich zu sein 

scheinen, die aber unter Umständen Personen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind, vor 

große Probleme stellen können, nicht barrierefrei sind und damit nicht die gleichen 

Zugangsmöglichkeiten für alle bieten, oder betriebliche Sonderleistungen für verheiratete 

Paare, die für homosexuelle Paare, die in Österreich gar nicht heiraten dürfen, nicht 

zugänglich sind. 

 

Bewusstseinbildung über gesellschaftliche Diskriminierungen 

 

Benachteiligungen, ungerechtfertigte Ungleichbehandlungen oder Gleichbehandlung von 

ungleichen sind aber vor allem kein individuelles Phänomen, das kann relativ einfach 

verboten werden. Diskriminierungen von bestimmten Personengruppen sind insbesondere 

auch strukturell/gesellschaftlich/gesetzlich verankert und dadurch nur sehr schwer zu 

bekämpfen. 

 

Der Niedriglohnbereich ist migrantInnendominiert und die Nichtanerkennung von im Ausland 

erworbenen Qualifikationen schließt viele MigrantInnen vom Arbeitsmarkt der Qualifizierten 

aus, das Verbot der Homosexuellenehe schließt homosexuelle Paare von Vorteilen in 

Versicherungsverträgen, betrieblichen Sozialleistungen, Mietverträgen etc. aus, viele 

Teilzeitjobs sind schlecht bezahlt und ohne Karrierepotential und davon sind Frauen in 

wesentlich höherem Ausmaß betroffen als Männer, viele SchülerInnen mit körperlichen 
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Behinderungen sind gezwungen Sonderschulen zu besuchen, weil diese die räumlichen 

Voraussetzungen bieten und werden nicht entsprechend ihrer kognitiven Fähigkeiten 

unterrichtet, ähnliches gilt vielfach für Kinder mit Migrationshintergrund, die aufgrund von 

sprachlichen Schwierigkeiten Schulformen weit unter ihrem Leistungspotential zugewiesen 

werden usw. 

 

Anti-Diskriminierungs-Arbeit 

 

Diese strukturellen Ungleichheiten sind es, die aufzuzeigen und zu bekämpfen, zu den 

wichtigsten Aufgaben von Anti-Diskriminierungs-Arbeit gehören. Denn nur wenn 

Bewusstsein geweckt wird dafür, dass nicht alle die gleichen Chancen haben, können 

Unverständnis und Unbehagen in der Mehrheitsgesellschaft über den Unwillen von 

MigrantInnen Deutsch zu lernen, über die Fragen, wieso Frauen öfter an gläserne Decken 

stoßen als Männer, wieso denn ein Kopftuch nicht ganz einfach abgenommen werden kann, 

was es mit der Rolle der Frau im Islam auf sich hat etc. ausgeräumt werden und der Weg 

geebnet werden für einen respektvollen gleichberechtigten Umgang mit Ungleichheit.  

 

Dazu gehört es einerseits zu klären, was Diskriminierung eigentlich ist, wie und warum es zu 

Diskriminierungen kommt und die verborgenen Dimensionen von Diskriminierung sichtbar 

zu machen. Und es gehört natürlich dazu, Diskriminierungen zu bekämpfen bzw. zu 

verhindern. Diskriminierungen sind verboten, auch wenn das in Österreich noch nicht 

allgemein bekannt ist, und können daher auch rechtlich bekämpft werden – und das ist auch 

gut so. Das Schaffen von Präzedenzfällen und das Verhängen von Sanktionen sind wichtige 

Elemente der Prävention, weil sie einerseits Klarheit darüber schaffen, was denn nun 

eigentlich wirklich verboten ist und andererseits wichtig dafür sind, dass Verbote auch 

tatsächlich ernst genommen werde. Weil aber Diskriminierung ein relativ komplexer 

Straftatbestand ist und nicht immer auf Bösartigkeit beruht, ist es im Sinne von 

Diskriminierungsprävention auch wichtig, Verständnis für unterschiedliche Hintergründe und 

Lebenskonzepte zu wecken, Orientierungslinien zu entwickeln, wie mit diesen Unterschieden 

umgegangen werden kann und daran zu arbeiten, welche Regeln und Strukturen allgemein 

gültig sein sollen und alle in gleicher Weise betreffen und verpflichten.  

 

Gleichstellungspolitik 

 

Eine Herstellung von echter Chancengleichheit, die für alle Mitglieder einer Gesellschaft 

unabhängig von ihrer Herkunft, Religion etc. die gleichen Startpositionen bietet am 

Arbeitsmarkt wie auf anderen gesellschaftlichen Ebenen, wie Zugang zu Informationen, 

Kultur, Partizipation, bedarf nicht nur des Verbots von Diskriminierungen und der Schaffung 

von  Bewusstsein in der Bevölkerung, sondern auch aktiver Maßnahmen, um bestehende 

Ungleichheiten im Sinne von ungerecht verteilten Chancen zu beseitigen. Mäßig beliebtes 

Instrument, um Chancengleichheit herzustellen, sind Quotenregelungen, Die Schaffung von 

Quoten hat zum Ziel durch eine Bevorzugung bestimmter Bevölkerungsgruppen, deren 

Position in der Gesellschaft minderprivilegiert ist, über einen gewissen Zeitraum hinweg, die 

Chancen dieser Bevölkerungsgruppen zu steigern und sie bezüglich ihrer Chancen schließlich 

auf gleiche Ebene wie die Normgesellschaft zu heben. Ist dieser Status erreicht, müssen die 

Quoten natürlich sofort wieder abgeschafft werden. In Europa kennen wir dieses Instrument 

bisher nur im Bereich Gender. Um eine Gleichstellung von Frauen und Männern am 

Arbeitsmarkt zu erreichen sind Frauen im Bundesdienst bei gleicher Qualifikation bevorzugt 

aufzunehmen, was für den einzelnen Mann, der das Nachsehen hat, eine individuelle 

Benachteiligung darstellt, die durch das gesamtgesellschaftliche Interesse der Herstellung von 

Chancengleichheit gerechtfertigt wird.  

 

Andere Möglichkeiten sind speziell zugeschnittene Förderprogramme für bildungsferne 

Bevölkerungsgruppen, persönliche Assistenz für Menschen mit Behinderungen, die diesen 
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eine gleichberechtigte Teilnahme am Arbeits- und Gesellschaftsleben ermöglichen, finanzielle 

Zuschüsse für ältere ArbeitnehmerInnen oder WiedereinsteigerInnen. Es gibt eine große 

Bandbreite positiver Maßnahmen, die isoliert betrachtet alle nicht nur positive Facetten 

haben, sei es dass sie das Stigma der Quotenfrau mit sich bringen oder Neid hervorrufen, bei 

denen, die’s persönlich auch nicht so leicht haben, die aber keiner der förderbaren Gruppen 

angehören. Im Rahmen einer Strategie zur Herstellung von Chancengleichheit sind positive 

Maßnahmen aber notwendig, um gesellschaftliche Schieflagen auszugleichen, und sie können 

gerade in ihrer Vielfalt und Unterschiedlichkeit einen wesentlichen Beitrag leisten für 

Gleichstellung statt Gleichmacherei. 

 

Wer ist nicht gleich genug, um ungleich im Sinne von bevorzugt behandelt zu werden? 

 

Wenn eine Gesellschaft sich dafür entscheidet das Ziel einer Gleichstellung ihrer Mitglieder 

zu verfolgen, taucht wieder eine neue Frage auf. Wer entscheidet, welche Gruppe “nicht 

gleich” im Sinne von weniger privilegiert ist und damit spezieller Fördermaßnahmen bedarf?  

 

Auf Europäischer Ebene gab es eine Einigung auf 6 konkrete Gruppen, auf die der ethnischen 

Herkunft oder Hautfarbe, der sexuellen Orientierung, des Geschlechts, des Alters, der 

Religion oder Weltanschauung bzw. einer Behinderung – und Österreich hat diese 

Beschränkung übernommen. Geschützt vom Diskriminierungsverbot und berechtigt dazu 

positive Maßnahmen zu fordern sind damit Gruppen, die anerkannterweise gesellschaftlich 

diskriminiert werden und deren Angehörige starker gefährdet sind, individuell diskriminiert 

zu werden als andere. Aber bereits diese Gruppeneinteilung ist nicht ganz klar. Schutz vor 

Ungleichbehandlungen aus Gründen der Weltanschauung wird in den meisten europäischen 

Ländern nur dann zugestanden, wenn es sich um eine “religiöse” Weltanschauung handelt. 

(EGMR Judikatur). Es gibt aber eine Entscheidung der österreichischen 

Gleichbehandlungskommission des Bundes von November 20061 , in der festgestellt wurde, 

dass durch die Nichtgewährung einer Dienstfreistellung in einem Ministerium wegen 

Ausübung eines Mandates im Landtag, die Mandataren anderer politischer Parteien als der 

des Beschwerdeführers sehr wohl gewährt wurde, eine Diskriminierung aus Gründen der 

politischen Weltanschauung vorliege.  

 

Rechtliche Unklarheiten führen hier also dazu, dass bei gleichen Voraussetzungen ungleiche 

Rechtsfolgen eintreten. Dasselbe gilt für die Tatsache, dass wir bereits in Österreich in allen 

neun Bundesländern unterschiedliche Landesgesetze haben, die das Gebot der 

Nichtdiskriminierung weiter oder enger auslegen und in denen insbesondere der Weg zum 

Recht sehr unterschiedlich ausgestaltet ist. Auch die EU Mitgliedsstaaten sind natürlich bei 

der Umsetzung der europäischen Vorgaben unterschiedliche Wege gegangen, was zu 

Unterschieden bei den Schutzniveaus und auch bei den geschützten Gruppen führt. Viele 

Länder haben die Listen der geschützten Gruppen nicht auf die Minimalanforderungen 

beschränkt, sondern erweitert um Obdachlose, allein erziehende Eltern, sozial Benachteiligte 

etc. In Ungarn ist die Liste überhaupt offen und einer dynamischen Judikatur und 

Rechtsentwicklung zugänglich. Trotz einheitlicher Vorgaben und des europäischen Willens 

gleiche Bedingungen in allen Mitgliedsstaaten zu schaffen, liegen also für Betroffene von 

Diskriminierungen sehr unterschiedliche Voraussetzungen vor für die Durchsetzung ihrer 

Rechte. 

 

Sehr widersprüchlich sind diesbezüglich allerdings auch schon die EU Richtlinien, in denen 

eine Hierarchisierung der Gründe bereits angelegt ist. Dies basiert vor allem auf der 

politischen Stärke der jeweiligen Gruppen, was auch wieder absurd ist; das beste 

Schutzniveau haben sich diejenigen erkämpft, die trotz gesellschaftlichen 

Benachteiligungspotentials die mächtigsten sind. Das sind in erster Linie die Frauen, deren 

                                                 
1 http://www.frauen.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=20678  

http://www.frauen.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=20678
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Kampf um Gleichberechtigung zumindest in Europa der historisch bereits längste ist und die 

gleichzeitig die größte Gruppe der Benachteiligten darstellen, in weiterer Linie sind das die 

Gruppen der aus Gründen ihrer ethnischen Herkunft oder Hautfarbe Benachteiligten, die 

zumindest in einigen europäischen Ländern bereits auf eine lange Tradition der politischen 

Lobbyarbeit zurückblicken können.  

 

Dies alles bedeutet aber nicht, dass es nicht sinnvoll ist, bestimmte Gruppen zu schützen und 

mit Fördermaßnahmen zu bedenken, das ist natürlich dennoch bzw. gerade deswegen 

notwendig, es bedeutet aber, dass es zur Herstellung von Chancengleichheit noch vieler 

politischer Entscheidungen und deren Umsetzung sowie gesellschaftlicher Bereitschaft dafür 

bedarf. Und es bedeutet auch, dass der Weg zu gesellschaftlicher Gleichheit kein 

eindimensionaler ist, sondern ein Prozess, der permanenten Veränderungen unterliegt – 

sowohl was die Mehrheitsgesellschaft als auch die im Rahmen dieser zu schützenden 

Gruppen betrifft.  

 

Chancengleichheit als Basis für Gleichheit in der Ungleichheit 

 

Gesellschaftliche Heterogenität ist kein neues Phänomen, die Globalisierung der Gesellschaft 

macht diese aber sichtbarer. Dies kann auf der einen Seite dazu führen, dass jede Abweichung 

von der Norm zu Ausgrenzungen führt, bietet aber auf der anderen Seite auch die Chance 

bewusst mit dieser wahrnehmbaren Vielfalt umzugehen und deren Potentiale zu nutzen. 

Moderne, insbesondere europäische, Gesellschaften sind dazu offiziell auch bereit und willig 

sich mit Vielfalt auseinanderzusetzen. Diversity Management ist sowohl im Bereich der 

Wirtschaft als auch im öffentlichen Sektor ein Schlagwort, an dem kaum jemand 

vorbeikommt, der oder die oder dessen/deren Unternehmen auf dem letzten Stand sein will. 

Was das aber genau bedeutet, Vielfalt und Heterogenität – Ungleichheit – anzuerkennen, ist 

weniger klar. Denn dabei geht es nicht nur darum bunt und dynamisch zu erscheinen und im 

Idealfall neue KundInnenkreise zu erschließen. Wenn das Bekenntnis zu gesellschaftlicher 

Vielfalt ernst genommen werden soll, dann gehört dazu in erster Linie das Schaffen von 

gleichen Voraussetzungen in allen Lebenslagen für die in ihrer Abweichung von der 

gesellschaftlichen Norm Ungleichen und dazu gehört die Bereitschaft an der 

gesellschaftlichen Norm, der gesellschaftlichen Definition davon, was „gleich“ ist zu rütteln, 

diese zu hinterfragen und ihr eine gewisse Dynamik zuzubilligen. Dann können Unternehmen 

ebenso wie ein Staat, wie eine Gesellschaft langfristig profitieren von den vielen 

Ungleichheiten ihrer Mitglieder. 

 

Nur das Realisieren von Chancengleichheit macht alle Mitglieder einer Gesellschaft gleich im 

Hinblick auf deren Regeln und Pflichten, gleich vor dem Gesetz, gleichberechtigt am 

Arbeitsmarkt, gleich beim Zugang zu Bildung und Informationen, gleich gegenüber den 

Steuerbehörden, gleich bezüglich ihrer sozialen Anerkennung, gleich bei der Ausübung ihrer 

politische Rechte usw. – und das alles ungeachtet ihrer Ungleichheiten. 
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Diversitätsdimensionen 
 

In der Praxis am meisten verbreitet ist eine Klassifizierung der unterschiedlichen Diversity 
Dimensionen in primäre und sekundäre Dimensionen. Gardenwartz und Rowe konkretisieren diese 
Einteilung mit Hilfe weiterer 2 Dimensionen, die sie im Modell der „4 Layers of Diversity“ anordnen.  

 

 
nach: Gardenswartz, L. u. Rowe, A.: Diverse Teams at Work; Society for Human Resource 
Management 2002 

 

Persönlichkeit (innerster Kreis) 
“Persönlichkeit“, also jene Dimension, die im Zentrum des Modells zu finden ist, fasst all jene 
Aspekte einer Person, die als „persönlicher Stil“ bezeichnet werden können. 
 

Kerndimensionen (Zweiter Kreis) 
Die „Inneren Dimensionen“ oder „Kerndimensionen“ gelten als vom Individuum relativ 
unveränderbar und werden auch in entsprechenden Gleichbehandlungs-Gesetzen berücksichtigt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Geschlecht Alter 

Ethnische 

Herkunft 

Sexuelle 

Orientierung 
Behinderung Religion 
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Es sind dies Charakteristika, die wir selbst nicht verändern können; sie beeinflussen bereits die frühe 
Sozialisation und sind - mit Ausnahme der sexuellen Orientierung - bis zu einem gewissen Grad sofort 
ersichtlich. Es sind ebendiese Dimensionen, die meist für Stereotypie- und Vorteilsbildungen 
herangezogen werden. 

Äußere Dimensionen (Dritter Kreis) 
Die „Äußeren Dimensionen“ zeichnen sich durch Veränderbarkeit aus.  

 Wohnort 

 Einkommen 

 Gewohnheiten 

 Freizeitverhalten 

 Ausbildung 

 Berufserfahrung 

 Beruf 

 Auftreten 

 Elternschaft 

 Familienstand 
Diese Charakteristika sind nicht angeboren, sie sind genau genommen die Folge der primären 
Dimensionen sowie politische Charakteristika; sie sind veränderlich und können gegebenenfalls 
verborgen werden oder bleiben. 

Organisationale Dimensionen (Vierter und äußerster Kreis) 
Die „Organisationalen Dimensionen“ schließlich sind durch die Art der Zugehörigkeit innerhalb einer 
Institution oder Organisation bestimmt.  

 Funktion/ Einstufung 

 Arbeitsinhalt/ -feld 

 Fakultät/ Zentrum/ Institut/ Studienrichtung/ Dienstleistungseinrichtung 

 Dauer der Beschäftigung/ Dauer des Studiums 

 Arbeitsort/ Studienort 

 Forschungsinhalt/ -feld 

 Art des Arbeitsverhältnisses 

Meine Diversitätsfilter 

 
Mein Geschlecht   Mein Alter    Meine Nationalität 

      
Meine Ethnie     
 

Meine soziale Herkunft  Mein Name 
   

Meine sexuelle Orientierung    
Meine Hautfarbe    

    
Mein Akzent Meine Religion Mein Familienstand    

 
Meine Ausbildung  Meine Behinderung/en    

 
Mein Job Meine Elternschaft  

 
Mein Arbeitsvertrag  Mein Business   
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Begriffs- und Konzeptklärung: Gleichheit 
 

Thomas Hobbes - Leviathan 

 
Alle Menschen sind gleich (Kapitel 13) 
 
Die Natur hat die Menschen hinsichtlich ihrer körperlichen und geistigen Fähigkeiten so 
gleich geschafften, dass trotz der Tatsache, dass bisweilen der eine einen offensichtlich 
stärkeren Körper oder gewandteren Geist als der andere besitzt, der Unterschied zwischen 
den Menschen alles in allem doch nicht so beträchtlich ist, als dass der eine auf Grund 
dessen einen Vorteil beanspruchen könnte, den ein anderer nicht ebenso gut für sich 
verlangen dürfte.  
 
Denn was die Körperstärke betrifft, so ist der Schwächste stark genug, den Stärksten zu 
töten – entweder durch Hinterlist oder durch ein Bündnis mit anderen, die sich in derselben 
Gefahr wie er selbst befinden.  
 
Und was die geistigen Fähigkeiten betrifft, so finde ich, dass die Gleichheit unter den 
Menschen noch größer ist als bei der Körperstärke – einmal abgesehen von den auf Wörtern 
beruhenden Künsten und besonders von der Fertigkeit, nach allgemeinen und unfehlbaren 
Regeln vorzugehen, was man Wissenschaft nennt.  
 
[...] Denn Klugheit ist nur Erfahrung, die alle Menschen, die sich gleich lang mit den gleichen 
Dinge beschäftigen, gleichermaßen erwerben.  
 
[...] Denn es gibt gewöhnlich kein besseres Zeichen der gleichmäßigen Verteilung eines 
Dings, als dass jedermann mit seinem Anteil zufrieden ist.  
 
[...] Aus der Gleichheit der Fähigkeiten entsteht eine Gleichheit der Hoffnung, unsere 
Absichten erreichen zu können. Und wenn daher zwei Menschen nach demselben 
Gegenstand streben, den sie jedoch nicht zusammen genießen können, so werde sie Feinde 
und sind in Verfolgung ihrer Absicht, die grundsätzliche Selbsterhaltung ist, bestrebt, sich 
gegenseitig zu vernichten oder zu unterwerfen.  
 
[...] Daraus ergibt sich klar, dass die Menschen während der Zeit, in der sie ohne eine 
allgemeine, sie alle im Zaum haltende Macht leben, sich in einem Zustand befinden, der 
Krieg genannt wird, und zwar in einem Krieg eines jeden gegen jeden.  
 
[...] Der alleinige Weg zur Errichtung einer solchen allgemeinen Gewalt, die in der Lage ist, 
die Menschen vor dem Angriff Fremder und vor gegenseitigen Übergriffen zu schützen und 
ihnen dadurch eine solche Sicherheit zu verschaffen, dass sie sich durch eigenen Fleiß und 
von den Früchten der Erde ernähren und zufrieden leben können, liegt in der Übertragung 
ihrer gesamten Macht und Stärke auf einen Menschen oder eine Versammlung von 
Menschen, die ihre Einzelwillen durch Stimmenmehrheit auf einen Willen reduzieren 
können. Das heißt soviel wie einen Menschen oder einen Versammlung von Menschen 
bestimmten, die deren Person verkörpern sollen, und bedeutet, dass jedermann alles als 
eigen anerkennt, was derjenige, der auf diese Weise seine Person verkörpert, in Dingen des 
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allgemeinen Friedens und der allgemeinen Sicherheit tun oder veranlassen wird, und sich 
selbst als Autor alles dessen bekennt und dabei den eigenen Willen und das eigene Urteil 
seinem Willen und Urteil unterwirft. Dies geschieht durch die Einheit aller mit allen.   
 
..., die durch Vertrag eines jeden mit jedem zustande kam, als hätte jeder zu jedem gesagt: 
ich autorisiere diesen Menschen oder diese Versammlung von Menschen und übertrage 
ihnen mein Recht, mich zu regieren, unter der Bedingung, dass du ihnen ebenso dein Recht 
überträgst und aller ihre Handlungen autorisierst. 
 
Der große Leviathan (Kapitel 17 und 26) 
 
Ist dies geschehen, so nennt man dieser zu einer Person vereinte Menge Staat, auf Lateinisch 
civitas. Dies ist die Erzeugung jenes großen Leviathan oder besser, um es ehrerbietiger 
auszudrücken, jenes sterblichen Gottes, dem wir unter dem unsterblichen Gott unseren 
Frieden und Schutz verdanken. Denn durch diese ihm von jedem einzelnen im Staate 
verliehene Autorität steht ihm so viel Macht und Stärke zur Verfügung, die auf ihn 
übertragen worden sind, dass er durch den dadurch erzeugten Schrecken in die Lage 
versetzt wird, den Willen aller auf den innerstaatlichen Frieden und auf gegenseitige Hilfe 
gegen auswärtige Feinde hinzulenken.  
 
.... Der Souverän eines Staates (= derjenige, der die gesamte Gewalt besitzt) ist den 
bürgerlichen Gesetzen nicht unterworfen.  
 
.... Die Verpflichtung der Untertanen gegen den Souverän dauert nur so lange, wie er sie auf 
Grund seiner Macht schützen kann, und nicht länger. Denn das natürliche Recht der 
Menschen, sich selbst zu schützen, wenn niemand anderes dazu in der Lage ist, kann durch 
keinen Vertrag aufgegeben werden. Die Souveränität ist die Seele des Staates, von der die 
Glieder keinen Bewegungsantrieb empfangen können, wenn sie einmal den Körper verlassen 
hat. Der Zweck des Gehorsams ist Schutz.  
 

John Locke – Über die Regierung 

 
Um politische Gewalt richtig zu verstehen und sie von ihrem Ursprung herzuleiten, müssen 
wir sehen, in welchem Zustand sich die Menschen von Natur aus befinden. Es ist ein Zustand 
vollkommener Freiheit, innerhalb der Grenzen des Naturgesetzes seine Handlungen zu lenken 
und über seinen Besitz und seine Person zu verfügen, wie es einem am besten scheint – ohne 
jemandes Erlaubnis einzuholen und ohne von dem Willen eines anderen abhängig zu sein. 
 
Es ist überdies ein Zustand der Gleichheit, in dem alle Macht und Rechtsprechung 
wechselseitig sind, da niemand mehr besitzt als ein anderer: Ist doch nichts offensichtlicher, 
als dass Lebewesen von gleicher Art und gleichem Rang, die unterschiedslos zum Genuss 
derselben Vorteile der Natur und zum Gebrauch der gleichen Fähigkeiten geboren sind, auch 
gleichgestellt leben sollen, ohne Unterordnung oder Unterwerfung – es sei denn, ihrer aller 
Herr und Meister würde in einer offensichtlichen Willensäußerung den einen über den 
anderen setzen und ihm durch eine offenkundige und klare Ernennung ein unzweifelhaftes 
Recht auf Herrschaft und Souveränität verleihen. (...) 
 
Damit nun die Menschen davon abgehalten werden, sich gegenseitig in ihren Rechten zu 
beeinträchtigen und einander Schaden zuzufügen, und damit das Naturgesetz beobachtet 
werde, das den Frieden und die Erhaltung der ganzen Menschheit verlangt, so ist in jenem 
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Zustand die Vollstreckung des Naturgesetzes in die Hand aller gegeben. Ein jeder hat somit 
das Recht, diejenigen, die das Gesetz überschreiten, in dem Maße zu strafen, wie es nötig ist, 
eine neue Verletzung zu verhindern. Denn gleich allen anderen Menschen dieser Welt 
betreffenden Gesetzen wäre das Naturgesetz nichtig, wenn im Naturzustand niemand die 
Macht hätte, dieses Gesetz zu vollstrecken, um den Unschuldigen zu schützen und den, der es 
überschreitet, in Schranken zu halten. Wenn aber jeder einzelne im Naturzustand einen 
anderen für jedes von ihm begangene Unrecht bestrafen kann, so können es alle tun. Denn 
was in diesem Zustande der vollkommenen Gleichheit, wo es von Natur weder Überordnung 
noch Rechtsprechung des einen über den anderen gibt, zur Vollstreckung dieses Gesetzes 
irgendeinem zu tun erlaubt ist, muss notwendigerweise auch das Recht aller sein. 
 
Der aus der Gemeinschaft resultierende Staat hat vor allem die Aufgabe seinen Mitgliedern 
Rechtssicherheit zu bieten. Im Naturzustand ist jeder Mensch Übergriffen ausgeliefert und 
kann sein Eigentum nur schwer schützen. Ein wirksamer Schutz von Leben, Gesundheit, 
Freiheit und Eigentum setzt aber voraus, dass unrechtmäßige Übergriffe gesellschaftlich als 
Tatbestände definiert, verfolgt und gerecht verurteilt werden – und das ist nach Locke 
Aufgabe der staatlichen Zentralgewalt. 
 
Grundsätzlich ist für Locke das Volk Träger des politischen Willens, indem es einen 
Gesetzgeber einsetzt oder durch Wahlen neu bestimmt. Der Gesetzgeber (Legislative) steht 
im Mittelpunkt der staatlichen Organisation. Er verkörpert den politischen Willen der 
Gemeinschaft, deren Mitglieder sich zusammengeschlossen haben, um in staatlich 
garantierter Rechtssicherheit zu leben. Unter „Gemeinwohl“ versteht Locke all das, was dem 
Schutz von Leben, Gesundheit, individueller Freiheit und persönlichem Eigentum dient. Das 
Gemeinwohl bleibt als Vertragsgrundlage Richtschnur und Beurteilungsmaßstab für alles 
politische Handeln sowohl der Legislative als auch der Exekutive. Diese ist der Legislative 
untergeordnet. Die Rechtssprechung durch unparteiische Richter -  in der modernen 
Gewaltenteilung als Judikative bezeichnet - ist nach Locke Bestandteil der Exekutive. 
 
Grundsätzlich ist das Volk Träger des politischen Willens, indem es den Gesetzgeber einsetzt 
oder durch Wahlen neu bestimmt. Locke betont ausdrücklich ein Widerstandsrecht für den 
Fall, dass Legislative oder Exekutive das Prinzip des Gemeinwohls auf grobe Weise verletzen 
sollten. Der Gesellschaftsvertrag ist nach Locke kündbar, wenn der Gesetzgeber gegen den 
Vertragszweck – nämlich die Sicherung des Gemeinwohls – verstößt. In dieser Vertretung 
des Volkswillens sieht Locke die Grundlage für die Loyalität der Bürger gegenüber dem Staat. 
Die nachhaltige Verletzung des Gemeinwohls sei nichts anderes als eine Kriegserklärung der 
Regierung an das Volk, der gegenüber es sich zur Wehr setzen darf oder in den Naturzustand 
zurückkehren kann 
 

John Jaques Rousseau  and John Rawls 

Rousseau_Rawls.pdf
 

Klaus Adoneit (1995): Rechts- und Staatsphilosophie. Band II: Rechtsdenker der Neuzeit. 
Heidelberg: C.F. Müller Verlag. pp. 84-89.   
 
John Rawls (1994):  Eine Theorie der Gerechtigkeit. Frankfurt/Main: Suhrkamp Verlag. pp. 
27-32.  
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EU Politiken – Wandel der Strategien 
 

Ziele Subziele Aktivitäten 

Gleichbehandlung von 

Männern und Frauen 

Sensibilisierung für bzw. 

Wissen um das 

Diskriminierungsverbot 

Information über gesetzliche 

Rahmenbedingungen 

Bekämpfung von 

Diskriminierungen 

Schulungen zur Anwendung 

des Rechts 

Nichtdiskriminierung von 

Personen unabhängig von 

ihrer ethnischen Herkunft, 

ihrer sexuellen Orientierung, 

ihrer Religion oder 

Weltanschauung, ihres Alters 

und/oder einer Behinderung 

Sensibilisierung für bzw. 

Wissen um das 

Diskriminierungsverbot 

Trainings zu den gesetzlichen 

Bestimmungen und ihren 

Anwendungsmöglichkeiten 

Sensibilisierung für 

Diskriminierungen und die 

Relevanz von Vorurteilen 

Sensibilisierungskampagnen 

Bekämpfung von 

Diskriminierungen 

Schulungen zur Anwendung 

des Rechts 

Herstellung von 

Chancengleichheit   

Kompetenz-

erweiterung für 

NGOs und 

Gewerkschaften 

Vorteile 

von 

Diversität 

sichtbar 

machen 

Trainings für 

NGOs und 

Gewerkschaften 

Der 

Geschäfts-

nutzen von 

Vielfalt 

Gleichstellung in der Praxis 

umsetzen 

Bekämpfung von Barrieren 

und Unterrepräsentation 
Positive Maßnahmen 

Inklusion 
Bekämpfung von Armut und 

sozialer Abgrenzung 
PROGRESS 

 

Quelle: Wladasch/Liegl (2009)Positive Maßnahmen. Handbuch zur praxistauglichen Umsetzung 
von Maßnahmen zur Bekämpfung von strukturellen Diskriminierungen und zur Herstellung von 
mehr Chancengleichheit http://bim.lbg.ac.at/files/sites/bim/PositiveMassnahmenDownload.pdf  

 

http://bim.lbg.ac.at/files/sites/bim/PositiveMassnahmenDownload.pdf
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Gleichheitsdefinitionen in unterschiedlichen Rechtsquellen 

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 

Artikel 1 

Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft 

und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen. 

Artikel 2 

Jeder hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne 

irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, 

politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt 

oder sonstigem Stand. 

Artikel 7 

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Unterschied Anspruch auf 

gleichen Schutz durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf gleichen Schutz gegen jede 

Diskriminierung, die gegen diese Erklärung verstößt, und gegen jede Aufhetzung zu einer 

derartigen Diskriminierung. 

Österreichische Bundesverfassung 

Artikel 7. (1) Alle Staatsbürger sind vor dem Gesetz gleich. Vorrechte der Geburt, des 

Geschlechtes, des Standes, der Klasse und des Bekenntnisses sind ausgeschlossen. Niemand 

darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Die Republik (Bund, Länder und 

Gemeinden) bekennt sich dazu, die Gleichbehandlung von behinderten und nichtbehinderten 

Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens zu gewährleisten. 

(2) Bund, Länder und Gemeinden bekennen sich zur tatsächlichen Gleichstellung von Mann 

und Frau. Maßnahmen zur Förderung der faktischen Gleichstellung von Frauen und Männern 

insbesondere durch Beseitigung tatsächlich bestehender Ungleichheiten sind zulässig. 

Europäische Menschenrechtskonvention 
 

Artikel 14 - Verbot der Benachteiligung 

Der Genuss der in der vorliegenden Konvention festgelegten Rechte und Freiheiten ist ohne 

Benachteiligung zu gewährleisten, die insbesondere im Geschlecht, in der Rasse, Hautfarbe, 

Sprache, Religion, in den politischen oder sonstigen Anschauungen, in nationaler oder 

sozialer Herkunft, in der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, im Vermögen, in der 

Geburt oder im sonstigen Status begründet ist. 
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Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

 

TITEL III 

GLEICHHEIT 

Artikel 20 

Gleichheit vor dem Gesetz 

Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich. 

Artikel 21 

Nichtdiskriminierung 

(1) Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der 

ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder 

der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer 

nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der 

sexuellen Ausrichtung sind verboten. 

(2) Unbeschadet besonderer Bestimmungen der Verträge ist in ihrem Anwendungsbereich 

jede Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten. 

Artikel 22 

Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen 

Die Union achtet die Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen. 

Artikel 23 

Gleichheit von Frauen und Männern 

Die Gleichheit von Frauen und Männern ist in allen Bereichen, einschließlich der 

Beschäftigung, der Arbeit und des Arbeitsentgelts, sicherzustellen. 

Der Grundsatz der Gleichheit steht der Beibehaltung oder der Einführung spezifischer 

Vergünstigungen für das unterrepräsentierte Geschlecht nicht entgegen. 

Artikel 24 

Rechte des Kindes 

(1)   Kinder haben Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge, die für ihr Wohlergehen 

notwendig sind. Sie können ihre Meinung frei äußern. Ihre Meinung wird in den 

Angelegenheiten, die sie betreffen, in einer ihrem Alter und ihrem Reifegrad entsprechenden 

Weise berücksichtigt. 

(2)   Bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen öffentlicher Stellen oder privater 

Einrichtungen muss das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwägung sein. 
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(3)   Jedes Kind hat Anspruch auf regelmäßige persönliche Beziehungen und direkte Kontakte 

zu beiden Elternteilen, es sei denn, dies steht seinem Wohl entgegen. 

Artikel 25 

Rechte älterer Menschen 

Die Union anerkennt und achtet das Recht älterer Menschen auf ein würdiges und 

unabhängiges Leben und auf Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben. 

Artikel 26 

Integration von Menschen mit Behinderung 

Die Union anerkennt und achtet den Anspruch von Menschen mit Behinderung auf 

Maßnahmen zur Gewährleistung ihrer Eigenständigkeit, ihrer sozialen und beruflichen 

Eingliederung und ihrer Teilnahme am Leben der Gemeinschaft. 

 

UN Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

 

Artikel 1 

Zweck 

Zweck dieses Übereinkommens ist es, den vollen und gleichberechtigten Genuss aller 

Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu 

schützen und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Würde zu fördern. Zu 

den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, die langfristige körperliche, seelische, 

geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen 

Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern 

können. 

 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Übereinkommens 

 
bedeutet "Diskriminierung aufgrund von Behinderung" jede Unterscheidung, Ausschließung oder 

Beschränkung aufgrund von Behinderung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass das auf die 

Gleichberechtigung mit anderen gegründete Anerkennen, Genießen oder Ausüben aller 

Menschenrechte und Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, 

bürgerlichen oder jedem anderen Bereich beeinträchtigt oder vereitelt wird. Sie umfasst alle 

Formen der Diskriminierung, einschließlich der Versagung angemessener Vorkehrungen; 

 

Artikel 3 

Allgemeine Grundsätze 

Die Grundsätze dieses Übereinkommens sind: 

a) die Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde, seiner individuellen Autonomie, 

einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, sowie seiner Unabhängigkeit; 

b) die Nichtdiskriminierung; 

c) die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbeziehung in die Gesellschaft; 

d) die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die Akzeptanz 

dieser Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und der Menschheit; 

e) die Chancengleichheit; 

f) die Zugänglichkeit; 

g) die Gleichberechtigung von Mann und Frau; 

h) die Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen und die 

Achtung ihres Rechts auf Wahrung ihrer Identität. 
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Diskussionsgrundlage Gleichbehandlung 

 

Rechtliche Maßnahmen, die darauf abzielen Diskriminierungen zu verbieten, werden in 
Österreich zumindest auf Bundesebene in Form von „Gleichbehandlungsgesetzen“ normiert.  

In diesen wird das Gebot der Gleichbehandlung formuliert und in einen Gegensatz zu 
Diskriminierungen gestellt. Auch klargestellt wird allerdings, dass es auch zulässige 
Ungleichbehandlungen gibt. Und zwar dann, wenn sie aufgrund von Unterschiedlichkeiten 
(Diversitäten) und der aus diesen Unterschiedlichkeit resultierenden Herausforderungen 
bzw. Bedürfnissen geboten sind.  

Bundesgesetz über die Gleichbehandlung (Gleichbehandlungsgesetz GlBG) 

Gleichbehandlungsgebot im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis 

§ 3. Auf Grund des Geschlechtes, insbesondere unter Bezugnahme auf den Ehe- oder 
Familienstand, darf im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis niemand unmittelbar 
oder mittelbar diskriminiert werden, . . . . 

In § 2 wird allerdings festgehalten, dass das Ziel des folgenden Abschnittes die 
Gleichstellung von Männern und Frauen ist.  

In Bezug auf die ebenfalls vom Diskriminierungsschutz in der Arbeitswelt erfassten Gründe 
der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion oder Weltanschauung, des Alters oder der 
sexuellen Orientierung hält bereits die Überschrift des relevanten Teils II des ersten 
Abschnittes des GlBG fest, dass es dabei um Anti-Diskriminierung geht.  

II.Teil 

Gleichbehandlung in der Arbeitswelt ohne Unterschied der ethnischen Zugehörigkeit, der 
Religion oder Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Orientierung 
(Antidiskriminierung) 
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Diskussionsgrundlage Diversität 

 

 

 

Quelle: http://www.br-online.de/jugend/izi/deutsch/publikation/televizion/23_2010_2/diversitaet.pdf  

http://www.br-online.de/jugend/izi/deutsch/publikation/televizion/23_2010_2/diversitaet.pdf
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Diskussionsgrundlage Kultur 

“Culture is a group-specific, collective phenomenon of commonly shared values. It is the collective 
programming of human thought that sets the members of one group apart from those of other groups.” Diese 
Kultur-Definition nach Hofstede(1980, 2001) stellt heraus, dass Kultur ein Phänomen ist, welches Verhalten auf 
Gruppenebene und nicht einzelner Individuen beschreibt. Zwischen unterschiedlichen Kulturen unterscheidet 
sich daher der Mittelwert spezifischer kultureller Phänomene1 

Das Kulturkonstrukt kann in drei Ebenen unterteilt werden: Grundlegende Annahmen, Werte sowie Artefakte 
und Produkte. Die Basis und somit die innere Schicht des Kultur-Begriffs bilden die grundlegenden Annahmen, 
die ein essentielles menschliches Anliegen beschreiben, wie beispielsweise das „Streben nach Überleben“, 
Hunger oder Durst. Ausgehend von dieser inneren Schicht werden die weiteren äußeren Schichten des Modells 
bestimmt. Die darauf aufbauenden Werte werden als zentrales Element von Kultur aufgefasst und legen 
Verhaltensmaßstäbe dar. Sie bestimmen das was richtig und das was falsch ist, wie beispielsweise das 
Verhalten von Individuen und die Interaktion zwischen Individuen. Die äußerste Schicht des Kulturkonstrukts, 
Artefakte und Produkte, sind in der Realität beobachtbar. So können die Sprache eines Landes, bestimmte 
Modeerscheinungen, Kunst und auch Gebäude einer spezifischen Kultur zugeordnet werden. Die Skyline von 
New York ist hierfür ein klassisches Beispiel. Ein starker Individualismus Wert prägt die Menschen der US-
amerikanischen Kultur, so dass sie versuchen sich mit riesigen Gebäuden selbst zu verwirklichen2. 

 

 

Quelle: Cateora, P./ Graham, J. (2010) 

 

Den Ursprung der Kultur bilden verschiedene Elemente. Zum einen gehören dazu die Geographie eines Landes, 
die Geschichte, die Technologie, sowie die Politik und die Wirtschaft. All diese Elemente wirken sich auf die 
sozialen Institutionen, wie Familie, Religion, Schule, Medien, Regierung und Unternehmen innerhalb des 
sozialen Umfelds aus. Sie tragen eine bedeutende Rolle bei der Bestimmung von Kultur. Ergänzend zu den 
sozialen Institutionen wird Kultur durch Sozialisationsprozess heraus verstärkt, indem eine Imitation des 
Verhaltens der Mitmenschen erfolgt. Dies sind die wesentlichen Treiber der Kultur. Je Stärke diese Elemente 
auf nationaler Ebene sind, desto homogener sind die betrachteten nationalen Kulturen3. 

Quellen 

1. Hofstede, G.(2001):Culture´s Consequences: Comparing Values, Behaviors, Institutions and 
Organizations Across Nations, 2. Auflage, Thousand Oaks CA: Sage Publications  

2. Hofstede, G.(2001): Culture´s Consequences: Comparing Values, Behaviors, Institutions and 
Organizations Across Nations, 2. Auflage, Thousand Oaks CA: Sage Publications; Trompenaars, 
F./Hampden-Turner, C.(2008): Riding the Waves of Culture: Understanding Cultural Diversity in 
Business, 2.Auflage, London: Nicholas Brealey Publishing 

3. Cateora, P./ Graham, J. (2010) : International Marketing, Boston: McGraw-Hill 

Quelle: Zentrum für Interkulturelles Management: http://www.interkulturelles-management.com/nationale-
kultur.html  

http://www.interkulturelles-management.com/nationale-kultur.html
http://www.interkulturelles-management.com/nationale-kultur.html
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Diskussionsgrundlage Chancengleichheit 

 
Beim Umgang mit dem Begriff Chancengleichheit ist es wichtig, verschiedene Bedeutungen von 

Chancengleichheit zu unterscheiden: 

 

Formale Chancengleichheit zielt darauf ab, allen Personen die gleichen Ausgangsbedingungen zu 

ermöglichen. Es geht um den Abbau von rechtlichen Zugangshindernissen und um die Sicherstellung 

von fairen (Verfahrens-)Regeln für alle. Formale Chancengleichheit ist verwirklicht, wenn z.B. beim 

Zugang zu Bildungsinstitutionen oder bei der Vergabe von Arbeitsplätzen für alle die gleichen 

Zugangsvoraussetzungen bestehen. Für den Bereich der Universität bedeutet dies z.B., dass 

Chancengleichheit in einem formalen Verständnis erreicht ist, wenn für alle Bewerber und 

Bewerberinnen auf einen Studienplatz die gleichen Voraussetzungen gelten, wie beispielsweise die 

Hochschulreife. Formale Chancengleichheit beinhaltet nicht den Anspruch, gleiche 

Ausgangsbedingungen müssten sich in tatsächlichem Erfolg für alle niederschlagen. Ist aber auf lange 

Sicht zu beobachten, dass trotz Regelungen zur formalen Chancengleichheit eine Personengruppe 

unverhältnismäßig wenig Erfolg hat, sind die Auswahlverfahren zu prüfen und zu verbessern. 

Auswahlverfahren müssen so gestaltet sein, dass sie Personen in spezifischen Lebenslagen wie z.B. 

Migrationshintergrund nicht benachteiligen.  

Formale Chancengleichheit adressiert aber nicht die Gründe warum bestimmte Personen gar nicht erst 

in Auswahlverfahren gelangen. Frühzeitige Diskriminierungen können dazu führen, dass z.B. Kinder 

aus bildungsfernen Schichten gar nicht erst auf eine Gymnasium gelangen und so auch nicht die 

Voraussetzungen erfüllen für die Aufnahme an einer Universität.  

 

Substantielle Chancengleichheit hingegen fordert für alle gesellschaftlichen Gruppen eine 

Gleichverteilung der Erfolgschancen. Substantielle Chancengleichheit ist erreicht, wenn 

beispielsweise verschiedene Frauen und Männer, z.B. aus unterschiedlichen ethnischen Gruppen oder 

unterschiedlichen Alters, eine vergleichbare Erfolgsrate aufweisen. In dieser substanziellen Lesart 

kann sich Chancengleichheitspolitik nicht darauf beschränken, Zugangsbarrieren zu beseitigen und für 

alle gleiche Startbedingungen zu schaffen. Sie muss darüber hinaus neue Möglichkeiten für 

Benachteiligte eröffnen, um tatsächliche Gleichstellung zu erreichen. Daher gelten hier unterstützende 

Maßnahmen, wie beispielsweise Quotenregelungen für spezifische Gruppen als adäquate Mittel, um 

Benachteiligungen bestimmter Gruppen aktiv entgegen zu wirken. 

 

Die Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) zu deutschen Quotenregelungen wie 

z.B. des Landes Nordrhein-Westfalen zeigen, dass das Gericht von substanzieller Chancengleichheit 

ausgeht. Nach dem sogenannten Marschall-Urteil greift ein rein formales Verständnis von 

Chancengleichheit zu kurz. Die Tatsache, dass zwei Menschen gleich qualifiziert sind, also die 

gleichen Voraussetzungen für die in Frage stehende Beförderung erfüllen, bedeutet laut Gericht nicht, 

dass sie auch die gleichen Chancen auf die Beförderung haben. Das Gericht entschied, dass 

Quotenregelungen für Frauen zulässig sind, wenn im Rahmen einer Einzelfallprüfung auch die 

Kriterien, die für den gleich qualifizierten, männlichen Bewerber sprechen, berücksichtigt werden. 

Diese Kriterien dürfen aber gegenüber den weiblichen Bewerberinnen keine diskriminierende 

Wirkung entfalten, wie z.B. Dienstalter oder Unterhaltsverpflichtungen. Damit soll mittelbarer 

Diskriminierung ein Riegel vorgeschoben und substanzielle Chancengleichheit erreicht werden. 

Bevorzugung des unterrepräsentierten Geschlechts, wie sie das Bundesgleichstellungsgesetz oder das 

Betriebsverfassungsgesetz bzw. das Personalvertretungsgesetz vorsehen sind bei Berücksichtigung der 

vom EuGH aufgestellten Bedingungen EU-rechtskonform.  

 

Die Europäische Kommission verwendet den Begriff Chancengleichheit (equal opportunities) als 

Oberbegriff für Antidiskriminierung und Gleichbehandlung (Equal treatment) bzw. Gleichstellung 

(Gender equality). Die Kommission versteht diesen Begriff so wie der EuGH im substantiellen Sinne.  

 

 
Quelle: http://www.genderkompetenz.info/genderkompetenz-2003-
2010/gendermainstreaming/Strategie/Gleichstellungspolitik/chancengleichheit/index.html/  
 
 

 

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/gettext.pl?lang=de&num=80028888C19950409&doc=T&ouvert=T&seance=ARRET&where=%28%29
http://bundesrecht.juris.de/bgleig/index.html
http://bundesrecht.juris.de/betrvg/__15.html
http://bundesrecht.juris.de/bpersvg/index.html
http://europa.eu.int/scadplus/glossary/equal_opportunities_de.htm
http://europa.eu.int/scadplus/glossary/equal_opportunities_de.htm
http://europa.eu/scadplus/glossary/equal_treatment_de.htm
http://www.genderkompetenz.info/genderkompetenz-2003-2010/gendermainstreaming/Strategie/Gleichstellungspolitik/chancengleichheit/index.html/
http://www.genderkompetenz.info/genderkompetenz-2003-2010/gendermainstreaming/Strategie/Gleichstellungspolitik/chancengleichheit/index.html/
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Diskussionsgrundlage Gleichstellung 

 

 Gleichstellung 

Alle Strukturen und Entscheidungsprozesse sind so gestaltet, dass Frauen und Männer 
aufgrund ihrer Geschlechtszugehörigkeit in Bezug auf individuelle Lebensgestaltung, 
Verteilung von Macht, Ressourcen und Arbeit, weder bevorzugt noch benachteiligt sind.  

 

Gleichstellung ist ein klar definiertes Ziel der EU, damit ist aktive Gleichstellungspolitik auf 
höchster Ebene verankert.  

 

Zur Erreichung des Zieles "Gleichstellung zwischen Frauen und Männern" gibt es 
verschiedene Strategien, Methoden und Werkzeuge, wie z.B.  

 Gender Mainstreaming als Leitstrategie  

 Männer-/Frauenförderung als Option, um bestehende Ungleichstellungen 
auszugleichen  

 

Mögliche Maßnahmen sind: 

 

 Gender Quoten 

 Gender-Budgeting 

 Gendersensibler Sprachgebrauch 

 ??? 

 

Quelle: Website der Stadt Graz: http://www.graz.at/cms/beitrag/10102717/1886691   

 

 

http://www.graz.at/cms/beitrag/10102717/1886691
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Diskussionsgrundlage Positive Maßnahmen 

 

Positive Maßnahmen gehen über das reine Diskriminierungsverbot hinaus bzw. setzen sich 
darüber hinweg, indem sie eine unterschiedliche Behandlung aufgrund eines oder mehrerer 
der oben genannten Merkmale explizit zulassen. 
 
Als wichtiges Instrument auf dem Weg zu mehr Chancengleichheit, bzw. zur Förderung 
tatsächlicher Gleichstellung zielen Positive Maßnahmen darauf ab,  

 Benachteiligungen, die unterschiedliche Gruppen in der Vergangenheit oder 
Gegenwart erfahren haben, zu verhindern oder auszugleichen; 

 tatsächliche Gleichstellung in der Praxis durch spezifische Förderung bestimmter 
Gruppen zu erreichen; 

 Verschiedenheit, Vielfalt und Partizipation im sozialen, ökonomischen, kulturellen 
und politischen Leben zu fördern und Unterrepräsentationen in unterschiedlichen 
Bereichen und Gremien auszugleichen; 

 sowohl eine Ergänzung zur Bekämpfung von Diskriminierung durch Einzelpersonen 
darzustellen, als auch schrittweise institutionelle und strukturelle Diskriminierung 
abzubauen und Chancengleichheit herzustellen. 

 
Der Einsatz von Positiven Maßnahmen kann auf allen Ebenen für unterschiedliche 
AdressatInnen in vielfältigen Lebensbereichen sinnvoll und notwendig sein, wenn eine reale 
Ungleichheit nachgewiesen werden kann. Die Ermittlung von (statistischen) Daten zur 
Feststellung von systematischen oder strukturellen Diskriminierungen gewinnt daher aus 
Gründen der Legitimation immer stärker an Bedeutung. 
 
Die Durchführung von Positiven Maßnahmen muss von kontinuierlichem Monitoring 
begleitet und in regelmäßigen Abständen evaluiert werden. Nur so kann überprüft werden, 
ob die Maßnahmen den gewünschten Erfolg erzielen oder ob neue Anpassungen notwendig 
sind. 
 
Positive Maßnahmen enden, sobald das Ziel der tatsächlichen Gleichstellung erreicht wird. 
Über dieses Ziel hinausgehende Maßnahmen stellen positive Diskriminierungen dar. 
 
Positive Maßnahmen lassen sich häufig nur schwer von allgemeinen sozialpolitischen 
Konzepten oder Fördermaßnahmen zur Herstellung von Chancengleichheit sowie von 
positiven oder umgekehrten Diskriminierungen abgrenzen. Auch eine Abgrenzung von 
angemessenen Vorkehrungen für Personen mit Behinderungen (nach Art 5, Richtlinie 
2000/78/EG) ist wichtig: Bei diesen handelt es sich um individuelle Anpassungen für 
behinderte Menschen am Arbeitsplatz, die in Erfüllung der Gleichbehandlungspflicht 
erfolgen und je nach Voraussetzungen unterschiedliche Vorkehrungen vorsehen und dabei 
nicht unbedingt strukturelle Veränderungen zum Ziel haben. 
 
Kriterien für die Umsetzung von Positiven Maßnahmen sind:  

 das Vorliegen einer faktischen Ungleichheit;  
 das Festlegen einer klaren, differenzierten Zieldefinition, die mit den allgemeinen 

Zielen von Positiven Maßnahmen (s.o.) übereinstimmt;  
 die Tauglichkeit und Angemessenheit der Maßnahmen für die Zielerreichung, z.B. 

keine „starren“ Quoten; 
 die explizite Ausrichtung auf benachteiligte Personen bzw. Gruppen von 

Minderheiten.  
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Beispiele für Positive Maßnahmen: 
 Bewerbungsverfahren, bei dem in öffentlichen Stellenanzeigen Personen einer bisher 

unterrepräsentierten Gruppe (z.B. Frauen mit Migrationshintergrund) besonders zur 
Bewerbung aufgerufen und im Verfahren selbst bei gleicher Qualifikation bevorzugt 
werden. 

 Anwerbungs- und Informationskampagnen zur Erhöhung des MigrantInnenanteils bei 
bestimmten Berufsgruppen (z.B. Projekt der Wiener Polizei „Wien braucht dich“). 

 Zugangsvoraussetzungen für das Bildungssystem (z.B. Anerkennung von Berufs- oder 
anderen Abschlüssen) für bestimmte benachteiligte Gruppen überprüfen und Hilfen 
zur Verfügung stellen. 

 Rekrutierungsmethoden, Arbeitsvereinbarungen und spezielle Programme, um den 
Anteil von über fünfzigjährigen MitarbeiterIinnen im Unternehmen zu erhöhen. 

 Aufbau von Netzwerkgruppen von ethnischen Minderheiten und/oder 
schwul/lesbischen MitarbeiterInnen. 

 Informationsbroschüren über das österreichische Wohlfahrts- und Bildungssystem 
auf Deutsch und Romanes, um in Österreich lebenden Roma eine bessere 
Partizipation am sozialen und politischen Leben zu ermöglichen. 

 

Quelle: Wladasch/Liegl (2009)Positive Maßnahmen. Handbuch zur praxistauglichen Umsetzung 
von Maßnahmen zur Bekämpfung von strukturellen Diskriminierungen und zur Herstellung von 
mehr Chancengleichheit http://bim.lbg.ac.at/files/sites/bim/PositiveMassnahmenDownload.pdf  

http://bim.lbg.ac.at/files/sites/bim/PositiveMassnahmenDownload.pdf
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Diskussionsgrundlage Integration 

 

„Integration“ wird von Menschen sehr unterschiedlich verstanden. Integration ist für viele  

Menschen ein „Bauchthema“, das mit starken Gefühlen und Bildern im Kopf verbunden 

ist. Ein sachlicher Umgang mit Fragen zu Integration ist jedoch möglich und notwendig. 

Daher stützt sich die oberösterreichische Integrationspolitik auch auf Erkenntnisse aus der 

Wissenschaft, um die praktischen Fragen rund um Integration zu lösen. 

 
Integration wird als Prozess verstanden,  

 der uns alle betrifft. 

 der Zeit und Ausdauer braucht. 

 der verschiedene Dimensionen aufweist  

 der viele verschiedene Fragen des Alltags berührt. 

 der Bemühungen sowohl vom Einzelnen als auch vom Staat und der Gesellschaft  

 verlangt 

 

 

 

Integration erfordert  

 von Einheimischen und Zugewanderten die Bereitschaft, offen aufeinander 

zuzugehen und den Anderen zu respektieren  

 von Zugewanderten Deutsch zu lernen, die Regeln und Umgangsformen in 

Österreich zu respektieren und die österreichischen Gesetze einzuhalten. 

 von der Aufnahmegesellschaft, dass sie die rechtlichen, sozialen, wirtschaftlichen 

und kulturellen Rahmenbedingungen schafft, die für Chancengleichheit und 

sozialen Aufstieg erforderlich sind. 
 

 

Integration betrifft alle Lebensbereiche (Bildung, Arbeit, Wohnen, Gesundheit, Freizeit  

etc.) und daher auch alle Institutionen (Kindergärten, Schulen, Krankenhäuser, 

Wohnungsgenossenschaften, Sportvereine, Firmen,  

öffentliche Verwaltung, ...) 

 
Quelle: http://www.land-oberoesterreich.gv.at/files/publikationen/SO_IntegrationIst.pdf  
 

http://www.land-oberoesterreich.gv.at/files/publikationen/SO_IntegrationIst.pdf
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Diskussionsgrundlage Inklusion 

Die Forderung nach Sozialer Inklusion ist verwirklicht, wenn jeder Mensch in seiner 

Individualität von der Gesellschaft akzeptiert wird und die Möglichkeit hat, in vollem 

Umfang an ihr teilzuhaben oder teilzunehmen. Unterschiede und Abweichungen werden im 

Rahmen der sozialen Inklusion bewusst wahrgenommen, aber in ihrer Bedeutung 

eingeschränkt oder gar aufgehoben. Ihr Vorhandensein wird von der Gesellschaft weder in 

Frage gestellt noch als Besonderheit gesehen. Das Recht zur Teilhabe wird sozialethisch 

begründet und bezieht sich auf sämtliche Lebensbereiche, in denen sich alle barrierefrei 

bewegen können sollen. 

Inklusion beschreibt dabei die Gleichwertigkeit eines Individuums, ohne dass dabei 

Normalität vorausgesetzt wird. Normal ist vielmehr die Vielfalt, das Vorhandensein von 

Unterschieden. Die einzelne Person ist nicht mehr gezwungen, nicht erreichbare Normen zu 

erfüllen, vielmehr ist es die Gesellschaft, die Strukturen schafft, in denen sich Personen mit 

Besonderheiten einbringen und auf die ihnen eigene Art wertvolle Leistungen erbringen 

können. Ein Beispiel für Barrierefreiheit ist, jedes Gebäude rollstuhlgerecht zu gestalten. Aber 

auch Barrieren im übertragenen Sinn können abgebaut werden, beispielsweise indem ein 

sehbehinderter Mensch als Telefonist oder als Sänger arbeitet. 

Inklusion  

Menschen mit Behinderungen fordern mehr Teilhabe und Selbstbestimmung in ihrem Leben. 

Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen gibt ihnen ihr „Recht 

auf Anderssein“.  

Was versteht man unter Inklusion? 

Inklusion ist ein Fachbegriff und bedeutet gleiche Rechte für Menschen, die verschieden oder 

anders sind. Es geht darum, dass jeder und jede Einzelne in seiner und ihrer Verschiedenheit 

als vollwertig ernst genommen wird und von Anfang an dabei ist – in der Kinderkrippe, in der 

Schule, beim Turnverein oder im Seniorentreff. Inklusion ist ein Modell für das 

Zusammenleben in einer Gesellschaft. Seine Umsetzung hängt nicht nur von der Politik und 

der Gesetzeslage ab, sondern von der inneren Haltung der Mitglieder einer Gemeinschaft.  

Der Inklusionsgedanke geht davon aus, dass jeder Mensch ein anerkannter und 

wertgeschätzter Teil der Gesellschaft ist - unabhängig von Herkunft, Behinderung, sexueller 

Orientierung oder Lebensalter. Inklusion beschreibt, wie alle Mitglieder der Gesellschaft 

leben möchten: In einem Miteinander, in dem keine Person ausgeschlossen wird. Dies mag 

sich selbstverständlich anhören, und man könnte meinen, dass damit die Haltung der Toleranz 

beziehungsweise der Akzeptanz gemeint ist. Das ist aber nicht der Fall, denn Inklusion ist 

mehr.  

Inklusion schätzt nicht nur die Unterschiedlichkeit von Menschen, sondern sie bejaht die 

Vielfalt einer Gesellschaft und sieht darin eine Ressource. Egal ob MigrantIn, behinderte oder 

alte Menschen – sie alle sind verschieden und stellen dadurch für ihre Mitmenschen eine 

Bereicherung dar. Das Ziel zu einer gleichberechtigten Teilhabe am Leben, Lernen, Spielen 

und Arbeiten soll dadurch erreicht werden, indem mögliche Barrieren aufgespürt und 

gemeinsam beseitigt werden. Damit fördert Inklusion die Sensibilität für Benachteiligung und 

verstärkt das Wir-Gefühl in einer Gesellschaft.  

Bürger und Bürgerinnen in einer inklusiven Gesellschaft leben selbständig und 

eigenverantwortlich. Alle Personen haben Aufgaben und Pflichten, denen sie nachkommen 

http://de.wikipedia.org/wiki/Gesellschaft_%28Soziologie%29
http://de.wikipedia.org/wiki/Teilhabe_%28Behinderte_Menschen%29
http://de.wikipedia.org/wiki/Sozialethik
http://de.wikipedia.org/wiki/Barrierefreiheit
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sollen. Sie alle haben auch die gleichen Rechte, zum Beispiel auf inklusive Bildung und 

gesellschaftliche Teilhabe.  

Welche Auswirkungen hat das Modell der Inklusion auf die Praxis? 

Den Gedanken der Inklusion umzusetzen, bedeutet z.B. verstärkt Dienstleistungen 

anzubieten, die Teilhabe und Selbstbestimmung ermöglichen und fördern. Zum Beispiel 

ambulante Wohnbegleitung, die das Leben in einer eigenen Wohnung in der Gemeinde mit 

der nötigen Unterstützung möglich macht. Damit sind Dienstleistungen gemeint, die 

individuell auf die Bedürfnisse und Wünsche einer Person zugeschnitten sind. Das Zentrale 

dabei ist, dass Menschen mit Behinderung die wesentlichen Entscheidungen, was ihre 

Unterstützung angeht, selbst treffen.  

Die UN-Konvention als Wegbereiter 

Bis zum Jahre 2008 hat sich die Inklusionsdebatte fast ausschließlich auf den Schulbereich in 

Deutschland, USA und Großbritannien konzentriert. Dass Inklusion immer mehr Teile 

unserer Gesellschaft erfasst, hat mit der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen zu tun. Nachdem Österreich 2008 die UN-Behindertenrechtskonvention 

ratifiziert hat, müssen nun die Gesetze auf Bundes- und Landesebene an die Vorgaben 

angepasst werden. Die UN-Behindertenrechtskonvention ist ein Meilenstein auf dem Weg zur 

Inklusion, weil sie die volle Teilhabe von Menschen mit Behinderungen vertritt. Behinderung 

wird ein anerkannter Teil der Gesellschaft, ein eigener Lebensstil.  

Quelle: Lebenshilfe Tirol, http://www.tirol.lebenshilfe.at/index.php?id=697  

http://www.tirol.lebenshilfe.at/index.php?id=477
http://www.tirol.lebenshilfe.at/index.php?id=697
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Diskussionsgrundlage Super-Diversity 

 

Ethnie ist nur eine unter vielen möglichen Variablen“ – Steven Vertovec erklärt das 
Konzept der „Super-Diversity“ 

Mittwoch, 17. Juni 2009 14:14 von Evi Chantzi 

 

Herr Vertovec, Sie haben den Begriff  „Super-Diversity“ geprägt, um die multiethnische 
Gesellschaft im 21. Jahrhundert zu beschreiben. Was spricht gegen die geläufige 
Bezeichnung „multikulturell“? 

Das Konzept der „Super-Diversity“ richtet sich in erster Linie an Akteure der Migrationspolitik. 
Es soll sie dafür sensibilisieren, dass wir eine große Bandbreite von sozialen Variablen 
berücksichtigen müssen, wenn wir über Einwanderung in der heutigen Gesellschaft 
sprechen. „Super“ ist in diesem Zusammenhang keineswegs als „mächtig“ oder „gewaltig“ zu 
verstehen. Vielmehr gebrauche ich „super“ in der Bedeutung von „über etwas hinausgehen“. 
Damit möchte ich eine Gesellschaft beschreiben, die durch so viele verschiedene Parameter 
geprägt ist, wie wir uns das bislang nicht vorzustellen vermögen. Das Wort „multikulturell“ 
kann diese Komplexität nicht mehr erfassen, denn es  bezieht sich auf eine Gesellschaft, wie 
sie vor etwa dreißig oder vierzig Jahren aus den Migrationsprozessen der 
Nachkriegszeit  hervorgegangen war. Aber seit den 1990er Jahren haben wir es mit einer 
anderen, viel komplexeren Form von Migration zu tun, für die wir neue Konzepte benötigen. 

Inwiefern ist die neue Migrationsbewegung komplexer als diejenige der Nachkriegszeit? 

Die Migration der Nachkriegszeit zeichnet sich vor allem durch Homogenität aus, etwa 
hinsichtlich der Herkunft von Einwanderern, ihres sozialen oder rechtlichen Status oder der 
in den Migrationsprozess involvierten Ländern. Migration fand immer von einem ganz 
bestimmten Land in ein ganz bestimmtes Land statt und in großen Zahlen: Fast alle 
Migranten aus der Türkei kamen nach Deutschland, die Algerier hingegen gingen nach 
Frankreich, die Pakistaner nach Großbritannien. Auch handelte es sich um eine ganz 
spezifische Gruppe: Junge Männer, die mit Verträgen als Arbeiter kamen und später ihre 
Familien nachholten. Im Unterschied hierzu findet Migration heute in kleineren Gruppen statt. 
Die Einwanderer kommen aus den unterschiedlichsten Ländern und verteilen sich quer 
durch Europa. In vielen Städten, ganz gleich ob in Birmingham oder in Frankfurt, leben etwa 
hundert Leute aus Ghana, ein paar hunderte aus Bolivien und vielleicht tausend Menschen 
aus Malaysien. Folglich ist das Spektrum an Herkunftsländern, aber auch an 
Migrationskanälen breiter geworden: Manche Einwanderer kommen als Flüchtlinge, andere 
als Studenten, ganz andere wiederum über einen klassischen Arbeitsvertrag – mit oder auch 
ohne Familie. Es gibt nicht mehr diese Homogenität wie in der Nachkriegszeit. 

Wie gehen die Aufnahmeländer mit dieser neuen Form der Migration um? 

Vorrangig, indem sie immer mehr Aufenthaltstitel einführen. In Großbritannien etwa gibt es 
mittlerweile achtzig verschiedene Formen des Aufenthaltsstatus. Jeder einzelne gewährt 
andere Rechte und regelt auf unterschiedliche Art und Weise den Zugang zum Arbeitsmarkt. 
Das bleibt nicht ohne Folgen. Denn die sogenannte Integration der Einwanderer oder ihre 
Eingliederung in das politische und rechtsstaatliche System werden weitgehend von ihrem 
Aufenthaltsstatus bestimmt. Auch bekommen nicht alle Einwanderer, die aus demselben 
Land kommen, den gleichen Aufenthaltstitel ausgestellt. Das heißt: Mitglieder einer Ethnie 
und oftmals sogar einer Familie verfügen in der neuen Gesellschaft nicht über die gleichen 
Rechte. 

Die Ethnie kann also nicht mehr als ein absolutes Kriterium für die Kategorisierung von 
Einwanderern betrachtet werden. 

Selbstverständlich wäre es ausgesprochen töricht, die Kategorie der Ethnie ganz außen vor 
zu lassen. Sowohl die ethnische Identität als auch bestimmte kulturelle Traditionen und die 
Verbindung zum Herkunftsland bleiben weiterhin ausschlaggebende Faktoren für die 

http://www.blog.hkw.de/?p=275
http://www.blog.hkw.de/?p=275
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Identität. Aber ich hoffe, dass Konzepte wie „Super-Diversity“ verdeutlichen, dass Ethnizität 
nur eine unter vielen möglichen Variablen ist, deren Dimension individuell bestimmt werden 
kann. Worum es eigentlich geht, ist anzuerkennen, dass Mitglieder aus ein- und derselben 
ethnischen Gruppe, neue gesellschaftliche Gruppierungen formen oder sich den bereits 
vorhandenen anschließen können. In der Wissenschaft sprechen wir von Milieus, die sich je 
nach Wertvorstellungen, Traditionsbewusstsein, Kosmopolitismus oder Konsumverhalten 
unterschiedlich zusammensetzen. Diese sogenannten Milieus unterminieren oftmals die 
Kategorie der Ethnie und sind für die Identität weitaus wichtiger als die eigentliche Herkunft. 

Sie haben zu Beginn gesagt, dass „Super-Diversity“ als Arbeitskonzept für Politiker gedacht 
ist. Wie kann „Super-Diversity“ die Gestaltung von Einwanderungspolitik beeinflussen?    Ich 
stelle immer wieder fest, dass die Handlungsfelder der Migrationspolitik auf eine Gesellschaft 
abzielen, wie sie der Multikulturalismus definiert hat. Sprich: Es werden weiterhin 
Programme rund um das Herkunftsland und die Ethnie erarbeitet. Hier setzen Konzepte wie 
dasjenige der „Super-Diversity“ an, die den Fokus auf andere Variablen richten, nicht zuletzt 
auf den Aufenthaltsstatus, der in der Integrationspolitik unbedingt berücksichtigt werden 
muss. Auch finde ich, wird durch „Super-Diversity“ die Bedeutung von Vernetzungspraktiken 
deutlich: Menschen verbindet viel mehr als nur die Herkunft. Es ist folglich notwendig, durch 
Nachbarschaftsprojekte etc. eine Politik in die Wege zu leiten, die Bürger unterschiedlichster 
Herkunft miteinader in Kontakt treten lässt. Das fördert weitaus mehr die Integration als 
irgendwelche Studien, die Aufschluss darüber gewähren sollen, wie gut oder schlecht eine 
bestimmte Ethnie in der Schule abschneidet. 

Und, wird das Konzept der „Super-Diversity” von der Politik angenommen? 

Ehrlich gesagt, ist das Verhältnis zwischen Politik und Wissenschaft kein einfaches. Politiker 
tun sich nicht leicht mit den komplexen Fragestellungen, die wir Wissenschaftler aufwerfen, 
wofür ich vollstes Verständnis habe. Sie konzentrieren sich vielmehr auf den harten Alltag, 
das ist ihre Arbeit. Aber ich möchte nochmals betonen: Ohne eine realistische Einschätzung 
der gesellschaftlichen Gegebenheiten und der Auseinandersetzung mit Konzepten wie 
„Super-Diversity“ wird eine erfolgreiche Migrationspolitik nicht gelingen. 
 

http://www.blog.hkw.de/?p=275 

 

 

 

 

http://www.blog.hkw.de/?p=275
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Anti-Diskriminierung in der Praxis 
DISKRIMINIERUNG?       Multiple Choice Arbeitsblatt 

 
1. Eine europäische Fluglinie rekrutiert nur weibliche Flugbegleiterinnen, die jünger als 30 
Jahre sind. 
 

O  Diskriminierung 
O  keine Diskriminierung 
O  Keine Ahnung 
O  Dieses Verhalten sollte gesetzlich verboten werden 
O  Dieses Verhalten sollte NICHT gesetzlich verboten werden 

 
2.Eine Privatschule schreibt ihren SchülerInnen das Tragen einer Schuluniform vor – das 
Tragen von Make up, Schmuck, Kappen oder anderer vergleichbarer Accessoires ist 
verboten. Unter Bezugnahme auf diese Regelung möchte die Schuldirektorin muslimische 
Schülerinnen anweisen ihr Kopftuch beim Betreten der Schule abzunehmen.  
 

O  Diskriminierung 
O  keine Diskriminierung 
O  Keine Ahnung 
O  Dieses Verhalten sollte gesetzlich verboten werden 
O  Dieses Verhalten sollte NICHT gesetzlich verboten werden 
 

3. In einer Kärtner Zeitung ist folgende Stellenausschreibung zu lesen: renommiertes Hotel 
am Wörthersee sucht erfahrene/n KüchenchefIn. Die verantwortungsvolle Position erfordert 
die Bereitschaft zu flexiblen Arbeitszeiten sowie hohe Belastbarkeit. Führerschein B und 
perfekte Deutschkenntnisse sind Voraussetzungen. 

 
O  Diskriminierung 
O  keine Diskriminierung 
O  Keine Ahnung 
O  Dieses Verhalten sollte gesetzlich verboten werden 
O  Dieses Verhalten sollte NICHT gesetzlich verboten werden 
 

4. Ein großes Wiener Handelsunternehmen möchte jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund eine Chance geben in den Arbeitsmarkt einzusteigen und fordert 
ebensolche daher aktiv auf, sich um eine Lehrstelle bei ihm zu bewerben. Franz, ein 16 
jähriger gebürtiger Wiener bewirbt sich für eine Lehrstelle und wird mit der Begründung 
abgelehnt, dass Lehrstellen in diesem Jahr nur an BewerberInnen mit Migrationshintergrund 
vergeben werden.  
 

O  Diskriminierung 
O  keine Diskriminierung 
O  Keine Ahnung 
O  Dieses Verhalten sollte gesetzlich verboten werden 
O  Dieses Verhalten sollte NICHT gesetzlich verboten werden 
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5. Ewald arbeitet seit Jahren für eine große Versicherungsgesellschaft. Als seine Frau 
schwer erkrankt, versucht er sie so gut wie möglich zu betreuen und seinen Job dennoch 
mit vollem Einsatz weiterzuführen, was ihm aber nur beschränkt gelingt. Sein 
Dienstvorgesetzter ist über die Situation informiert und sichert ihm seine Unterstützung 
zu. Als Ewald aber dann eines Tages einen großen Deal zum Platzen bringt, weil er 
verspätet falsche Budgetzahlen bereitstellt, kündigt er ihn.  
 
O  Diskriminierung 
O  keine Diskriminierung 
O  Keine Ahnung 
O  Dieses Verhalten sollte gesetzlich verboten werden 
O  Dieses Verhalten sollte NICHT gesetzlich verboten werden 
 
6. John ist in einer Wiener Gaststätte als Barmann beschäftigt. Er ist gebürtiger 
Nigerianer. Eines Tages kurz vor der Sperrstunde kommt ein Gast ins Lokal und bestellt 
ein Bier. John informiert ihn  darüber, dass das Lokal in 5 Minuten zusperrt und die letzte 
Runde bereits vorbei ist. Der Gast brüllt ihn daraufhin an, beschimpft ihn als Arschloch 
und Idioten. Der Lokalbetreiber beobachtet die Situation ohne zu intervenieren.  
 
O  Diskriminierung 
O  keine Diskriminierung 
O  Keine Ahnung 
O  Dieses Verhalten sollte gesetzlich verboten werden 
O  Dieses Verhalten sollte NICHT gesetzlich verboten werden 

 
7. Georg Huber unterrichtet Mathematik und Geographie an einer katholischen 
Privatschule. Sein privates Leben war nie Thema in der KollegInnenschaft. Bei der 
diesjährigen Weihnachtsfeier sind im Zuge des Wunsches für eine bessere work-life-
balance der LehrerInnen zu sorgen ausdrücklich auch deren PartnerInnen eingeladen. 
Auch Georg und sein Freund kommen dieser Einladung nach. In den darauffolgenden 
Weihnachtsferien erhält Georg eines Brief des Direktors, in dem ihm mitgeteilt wird, dass 
die Schule das Beschäftigungsverhältnis mit ihm nicht länger aufrecht erhalten könne, 
weil seine Lebensführung mit den ethischen Prinzipien der Schule nicht vereinbar wäre.  
O  Diskriminierung 
O  keine Diskriminierung 
O  Keine Ahnung 
O  Dieses Verhalten sollte gesetzlich verboten werden 
O  Dieses Verhalten sollte NICHT gesetzlich verboten werden 
 
8. Frau Huber sagt in einem Verfahren vor der Gleichbehandlungskommission als Zeugin 
aus. Es geht um sexuelle Belästigung von Seiten ihres Vorgesetzten, von der eine Kollegin 
betroffen war. Ein paar Tage später erhält sie ihr Kündigungsschreiben.  

 
O  Diskriminierung 
O  keine Diskriminierung 
O  Keine Ahnung 
O  Dieses Verhalten sollte gesetzlich verboten werden 
O  Dieses Verhalten sollte NICHT gesetzlich verboten werden 
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Die österreichische Rechtslage 

 

Seit der Umsetzung der europäischen Richtlinien 43/2000/EC und 78/2000/EC durch eine 

Novelle des Gleichbehandlungsrechts im Jahr 2004 sind Diskriminierungen aus Gründen des 

Geschlechts, der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion oder Weltanschauung, des Alters, 

der sexuellen Orientierung und/oder einer Behinderung im Bereich der Arbeitswelt 

verboten.  

 

Schutz vor Diskriminierungen im Bereich des Zugangs zu öffentlich angebotenen Gütern und 

Dienstleistungen besteht auf Bundesebene lediglich im Hinblick auf Geschlecht, ethnische 

Zugehörigkeit bzw. Behinderung. 

 

Die gesetzliche Umsetzung des Diskriminierungsverbotes erfolgte durch etwa 50 

unterschiedliche Gesetze, bedingt vor allem durch die Kompetenzverteilung zwischen Bund 

und Ländern. 

 

Das Diskriminierungsverbot 

 

Das Diskriminierungsverbot des Gleichbehandlungsgesetzes umfasst neben unmittelbarer 

und mittelbarer Diskriminierung auch den Tatbestand der Belästigung sowie den der 

Viktimisierung (Benachteiligungsverbot). 

 

Eine unmittelbare Diskriminierung liegt dann vor, wenn eine Person aufgrund eines 

bestimmten Merkmals (z.B. aufgrund ihrer Hautfarbe oder ethnischen Herkunft, einer 

Behinderung, ihres Geschlechtes,...) in einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige 

Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde.(§ 19 

(1) GlBG)2 

 

 

Die Geschäftsführerin eines Privatkindergartens stellt eine aus Jamaika stammende Frau mit dunkler 

Hautfarbe, die ausreichende fachliche Qualifikationen mitbringt, nicht ein, weil sie befürchtet, die 

Eltern könnten etwas dagegen haben.  

 

 

Eine mittelbare Diskriminierung liegt dann vor, wenn dem Anschein nach neutrale 

Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen, die bestimmte Merkmale aufweisen ( z.B. 

Hautfarbe, Behinderung, ethnische oder nationale Herkunft, Weltanschauung etc.) 

gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, die 

betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel 

sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziel angemessen und 

erforderlich.(§ 19 (2) GlBG) 

                                                 
2 Sofern nicht gesondert angeführt beziehen sich Paragraphenangaben auf das Bundesgesetz über die 
Gleichbehandlung (Gleichbehandlungsgesetz - GlBG). 
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Ein Sikh bewirbt sich bei einem Verkehrsunternehmen als Busfahrer. Die Personalleitung ist von dem 
Bewerber aufgrund seiner langjährigen Erfahrung sehr angetan und möchte ihn einstellen. Allerdings 
würden die Bekleidungsvorschriften des Unternehmens erfordern, dass der Bewerber in Ausübung 
seiner Tätigkeit eine Uniform mit Kappe trägt. Er müsste daher seinen Turban abnehmen, was er 
verweigert. 
 

 

Fälle mittelbarer Diskriminierung sind oft nicht leicht zu erkennen, insbesondere die 
Anwendung der Ausnahmeregelung bedarf besonderer Sorgfalt und konkreter Überprüfung 
im Einzelfall. In unserem Beispiel könnte das Unternehmen versuchen mit 
Sicherheitserwägungen zu argumentieren: Im Falle eines Unfalls oder einer Störung müsse 
der Fahrer eines Busses klar erkennbar sein, was durch das Tragen einer Uniform 
gewährleistet wäre.  
 
Das Tragen einer Uniform stellt eine scheinbar neutrale Vorschrift dar, die unter anderem 
TrägerInnen religiöser Symbole benachteiligen kann. Zu überprüfen ist daher, ob die 
gegenständliche Vorschrift „durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt“ ist und ob 
sie weiters auch geeignet, angemessen und erforderlich zur Zielerreichung ist. 
 
Das Ziel mehr Sicherheit zu gewährleisten, indem Ansprechpersonen und Verantwortliche 
erkennbar gemacht werden, kann wohl als rechtmäßig angesehen werden. Auch die Eignung 
des Tragens einer Unform wird wohl leicht zu bejahen sein. Fraglich sind allerdings die 
Angemessenheit und Erforderlichkeit des Tragens einer Kappe bzw. die Frage, ob es nicht 
andere Mittel und Wege gäbe, um die Zielerreichung zu gewährleisten. Im konkreten Fall 
wäre das wohl auch durch das Tragen eines Turbans, der die Zugehörigkeit zum 
Unternehmen etwa durch das Anheften eines Abzeichens klar ersichtlich macht, ebenso gut 
geeignet.  
 
Eine Belästigung stellt immer dann einer Form der Diskriminierung dar, wenn eine Person 

aufgrund eines oder mehrerer spezieller Merkmale, die diese Person aufweist (etwa ihrer 

Hautfarbe, ihrer Religion, ihres Geschlechts oder aber auch aufgrund ihrer sexuellen 

Ausrichtung) belästigt wird und die Belästigung als solche diese Person in ihrer Würde 

verletzt  

 

Eine Belästigung im Sinne des Gleichbehandlungsgesetzes liegt konkret dann vor,  

wenn eine unerwünschte Verhaltensweise gesetzt wird, 

1. die die Würde der betroffenen Person verletzt oder dies bezweckt, 

2. die für die betroffene Person unerwünscht, unangebracht oder anstößig ist und 

3. die ein einschüchterndes, feindseliges, entwürdigendes, beleidigendes oder demütigendes 

Umfeld für die betroffene Person schafft. (§ 21 (2) GlBG) 

 

 

Ein Mitarbeiter eines Gastronomiebetriebes, der aus Ägypten stammt, wird von seinen Kollegen 

wiederholt als „Kameltreiber“ beschimpft, seine Spindtür wird immer wieder mit anstößigen Inhalten 

beschmiert, in denen auf seine Herkunft angespielt wird und er wird bedroht, dass er, wenn er die 

Vorkommnisse melden würde, damit rechnen könne aus dem Unternehmen „rauszufliegen.“ 
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Unter Viktimisierung wird eine Benachteiligung von Personen verstanden, die in einen Fall 

von Diskriminierung entweder als Betroffene oder als ZeugInnen insofern involviert waren, 

als sie den Fall aufgedeckt oder angezeigt haben oder für den/die Betroffene Stellung 

bezogen haben.  

 

Als Reaktion auf eine Beschwerde darf ein/e Arbeitnehmer/in durch den/die Arbeitgeber/in 

innerhalb des betreffenden Unternehmens (Betriebes) oder auf die Einleitung eines 

Verfahrens zur Durchsetzung des Gleichbehandlungsgebotes nicht entlassen, gekündigt oder 

anders benachteiligt werden. Auch ein/e andere/r Arbeitnehmer/in, der/die als 

Zeuge/Zeugin oder Auskunftsperson in einem Verfahren auftritt oder eine Beschwerde 

eines/einer anderen Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin unterstützt, darf als Reaktion auf eine 

solche Beschwerde oder auf die Einleitung eines solchen Verfahrens zur Durchsetzung des 

Gleichbehandlungsgebotes nicht entlassen, gekündigt oder anders benachteiligt werden.  

(§ 27 GlBG Benachteiligungsverbot) 

 

 

Eine Reinigungsangestellte in einem großen Betrieb wird von ihren KollegInnen wiederholt wegen 

ihrer schlechten Deutschkenntnisse beschimpft. Eine Kollegin versucht immer wieder zu vermitteln – 

erfolglos. Nach einiger Zeit wendet sie sich an ihre Dienstvorgesetzte, die meint sie solle sich nicht 

aufregen. Wer in Österreich lebe und nicht gescheit Deutsch sprechen könne, müsse damit rechnen, 

dass er/sie nicht gern gesehen wäre. Eine Woche später wird sie an einen anderen Einsatzort 

versetzt.  

 

 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch zu erwähnen, dass auch eine Anweisung zur 

Diskriminierung unter Strafe gestellt ist, im Falle der Belästigung sind DienstgeberInnen 

sogar dazu verpflichtet, diese abzustellen, andernfalls sie ebenfalls zu Verantwortung 

gezogen werden können. (§ 19 (4) GlBG) 

 

Diskriminierung aufgrund eines Naheverhältnisses 
 
Seit 1. März 2011 sind auch Menschen vor Diskriminierung geschützt, die aufgrund ihres 
Naheverhältnisses zu einer Person, die ein geschütztes Merkmal besitzt, benachteiligt wird.  
(§ 19 (4) GlBG) 
 

 
Ein Ehepaar ist auf Wohnungssuche. Sie ist Österreicherin, er ist Ghanese. Als die beiden eine ihre 
Vorstellungen entsprechend Wohnung finden, vereinbart sie telefonisch einen Besichtigungstermin, 
den die beiden gemeinsam wahrnehmen. Die Wohnung sagt ihnen zu und sie ersuchen um 
Zusendung eines Mietvertrages. Zwei Tage später wird die Frau davon informiert, dass die Wohnung 
leider nicht für sie verfügbar sei, weil der Vermieter „keine Ausländer im Haus haben wolle.“ 
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Ausnahmen vom Gebot der Gleichbehandlung 

 
Ausdrücklich ausgenommen vom Gebot der Gleichbehandlung sind sogenannte positive 
Maßnahmen. Darunter werden spezifische Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung, 
mit denen Benachteiligungen wegen eines der geschützten Gründe verhindert oder 
ausgeglichen werden sollen verstanden (§ 22 GlBG).  
 

 
Ein Unternehmen stellt im Zuge eines Diversity Management Prozesses fest, dass der Prozentsatz der 
MitarbeiterInnen mit Migrationshintergrund nicht der Zusammensetzung der Gesamtbevölkerung 
entspricht. Die Geschäftsführung entscheidet sich daher dafür, Personen mit Migrationshintergrund 
gezielt zur Bewerbung zu motivieren. Um eine die Erfolgschancen von BewerberInnen aus dieser 
Zielgruppe zu erhöhen, werden auch Deutschkurse für potentielle BewerberInnen angeboten.  

 

 
Staatsbürgerschaft 
 
Ungleichbehandlungen aus Gründen der Staatsbürgerschaft sind ausnahmsweise zulässig. 
Den Erwägungsgründen zu den Richtlinien 2000/43/EC und 2000/78/EC ist ganz klar zu 
entnehmen, dass damit nicht eine mittelbare Diskriminierung aus Gründen der ethnischen 
Herkunft straffrei gestellt werden soll, sondern es sich lediglich um einen Vorbehalt handelt, 
der die nationalstaatliche Kompetenz den hoheitlichen Umgang mit Drittstaatsangehörigen 
zu regeln, unberührt lassen soll. Demgemäß stellt  § 17 Abs 2 GlBG seit dem Jahr 2008 auch 
klar, dass Unterscheidungen nach der Staatsangehörigkeiten nur möglich sind, wenn sie 
„Bedingungen für die Einreise von Staatsangehörigen dritter Staaten oder staatenloser 
Personen oder deren Aufenthalt sowie eine Behandlung, die sich aus der Rechtsstellung von 
Staatsangehörigen dritter Staaten oder staatenloser Personen“ betreffen. 
 

 
Ein kroatischer Staatsbürger bewirbt sich für eine Stelle als Koch in einem Hotel. Er erfüllt dafür auch 
alle notwendigen Qualifikationen. Allerdings stehen die Bestimmungen des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes einer Anstellung entgegen. Der Hotelbetreiber kann ihn daher gar 
nicht anstellen und verletzt daher auch dann nicht das Diskriminierungsverbot, wenn seine nationale 
Herkunft das Hauptkriterium für die Entscheidung für eine andere Person war.  

 

 
 
Privatpersonen und Unternehmen dürfen also kurz gesagt nur dort nach der 
Staatsangehörigkeit unterscheiden, wo sie durch Gesetze dazu verpflichtet sind. „Nur 
Inländer“ Inserate stellen hingegen völlig zweifelsfrei eine Diskriminierung dar. ´ 
 
Explizite Ausnahmebestimmungen 
 
Ganz generell kann jedeR ArbeitgeberIn von BewerberInnen um eine Stelle verlangen, dass 
diese alle Anforderungen, die das Stellenprofil vorgibt, erfüllen. Dies kann im Einzelfall auch 
bedeuten, dass ein bestimmtes Merkmal aufgrund der Art einer bestimmten beruflichen 
Tätigkeit oder der Rahmenbedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und entscheidende 
berufliche Voraussetzung darstellt. Sofern es sich dabei um einen rechtmäßigen Zweck und 
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eine angemessene Anforderung handelt, wird ein Anknüpfen an dieses Merkmal nicht als 
Diskriminierung qualifiziert (§20 GlBG).  
 

 
Ein Bauingenieur tritt zum Sikhismus über und trägt ab diesem Datum einen Turban. Wenn er auf 
Baustellen unterwegs ist, ist er allerdings zum Tragen eines Sicherheitshelms verpflichtet. Mit 
Verweis auf die Arbeitnehmerschutzbestimmungen, wird er daher von seinem Dienstgeber 
aufgefordert, den Turban auf Baustellen abzunehmen und durch den Helm zu ersetzen. Die scheinbar 
neutrale Vorschrift, die auf Baustellen zum Tragen eines Helms verpflichtet, stellt einen Eingriff in das 
Recht auf uneingeschränkte Ausübung der Religion dar und könnte eine mittelbare Diskriminierung 
darstellen. Die besonderen beruflichen Voraussetzungen und die damit verbundenen 
Sicherheitsbestimmungen machen diesen Eingriff aber möglich. 

 

 
 
Eine spezifische Ausnahmebestimmung ist darüber hinaus für eine Beschäftigung bei Kirchen 
oder anderen öffentlichen oder privaten Organisationen, deren Ethos auf religiösen 
Grundsätzen oder Weltanschauungen beruht (sog. Tendenzbetriebe), gültig. Wenn die 
Religion oder Weltanschauung einer Person für die Ausübung der konkreten Tätigkeit eine 
sachliche, rechtmäßige und gerechtfertigte berufliche Anforderung darstellt, darf diese auch 
Teil des Anforderungsprofils für berufliche Tätigkeiten innerhalb dieser Organisationen sein.  
 
Religionszugehörigkeit darf dabei aber nur für Professionen verlangt werden, für deren 
Tätigkeitsprofil dies unbedingt notwendig ist, wie z.B. für einen katholischen Diakon. Von 
einem/r BewerberIn für eine administrative Tätigkeit in der Pfarrkanzlei kann hingegen 
lediglich ein Verhalten entsprechend des Ethos der Organisation zur Voraussetzung gemacht 
werden.  
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Nicht-Diskriminierung und Gleichbehandlung – Mögliche 
Konfliktbereiche 
 

Zur Diskussion 
 

Die Beschneidungsdebatte 
siehe: Umstrittenes Kölner Urteil/ Pro - Fragwürdige Beschneidung der Religionsfreiheit. Ein 
Kommentar von Markus C. Schulte von Drach. Süddeutsche Zeitung, 28.06.2012.  
http://www.sueddeutsche.de/panorama/2.220/umstrittenes-koelner-urteil-pro-
fragwuerdige-beschneidung-der-religionsfreiheit-1.1394792  
 
Du sollst nicht schwul sein 
siehe: Du sollst nicht schwul sein. Von Britta Beeger.  Zeit Online. 12. Mai 2011. 
http://pdf.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2011-05/homsexualitaet-lehrer-religion.pdf  
 
Meinungsfreiheit und Religion 
Siehe: Meinungsfreiheit und Religion. Die Wertedebatte läuft falsch. Von Andrian Kreye. 
Süddeutsche Zeitung, 17.05.2010. 
http://www.sueddeutsche.de/politik/2.220/meinungsfreiheit-und-religion-die-
wertedebatte-laeuft-falsch-1.63679  
 
Wer hat mehr Recht auf Nicht-Diskriminierung? Ältere oder Jüngere? 

 

http://www.sueddeutsche.de/panorama/2.220/umstrittenes-koelner-urteil-pro-fragwuerdige-beschneidung-der-religionsfreiheit-1.1394792
http://www.sueddeutsche.de/panorama/2.220/umstrittenes-koelner-urteil-pro-fragwuerdige-beschneidung-der-religionsfreiheit-1.1394792
http://pdf.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2011-05/homsexualitaet-lehrer-religion.pdf
http://www.sueddeutsche.de/politik/2.220/meinungsfreiheit-und-religion-die-wertedebatte-laeuft-falsch-1.63679
http://www.sueddeutsche.de/politik/2.220/meinungsfreiheit-und-religion-die-wertedebatte-laeuft-falsch-1.63679
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